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Über 600 Gäste kamen zur
Landesversammlung
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können Sie sie unter der Telefonnummer
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GVV neu aufgestellt
Bei der Landesversammlung in Grafenegg hat sich unser
Verband wieder in voller Stärke und mit neuen Zielen
präsentiert: 600 Gäste – unter ihnen auch Landeshaupt-
mann Erwin Pröll mit seinem Team, Außen-
minister Michael Spindelegger und Innen-
ministerin Maria Fekter sowie Freunde aus
Wirtschaft und Beamtenschaft – folgten unserer
Einladung. Ich werte die Anwesenheit höchster
Repräsentanten aus Land und Bund, von Ver-
tretern von Vereinen und Unternehmen, die mit
den Gemeinden Jahr ein Jahr aus zusammen-
arbeiten, nicht nur als Ehre. Ich freue mich vor
allem, dass wir damit ein nie dagewesenes
Signal für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und den
gesellschaftlichenWert unserer Gemeinden setzen konnten.

Wir haben aber auch inhaltlich die Weichen für die
nächsten fünf Jahre gestellt. Unser großes Ziel heißt:
Keine neuen Belastungen für die Gemeinden und
strengere Kontrollen im Sozialbereich. Intern wollen wir
unsere Rechtsberatung weiter verstärken, unser Service
ausbauen und in die Weiterbildung der Gemeinde-
funktionäre investieren. Umfragen bestätigen uns, dass
das Vertrauen in uns Gemeindepolitiker immer mehr
steigt und der Verband eine wichtige Rolle für die
Gemeinden in der Durchsetzungsfähigkeit der kommu-
nalen Interessen spielt. Kurz: Die Gemeinden wissen, an
wen sie sich wenden können, wenn sie Hilfe und Unter-
stützung brauchen und auf wen sie sich verlassen können.
Ab sofort ist unser Verband auch personell neu auf-
gestellt: Ich freue mich sehr, dass mir die Delegierten ihr
Vertrauen erneut geschenkt haben, und ich mich auch in
den nächsten fünf Jahren als euer Präsident im GVV für
die Interessen der Gemeinden in den Bezirken, im Land
und im Bund einsetzen kann. Ich freue mich aber auch
sehr, dass ich mit meinen beiden Vizepräsidenten Karl
Moser und Karl Wilfing auf starke Unterstützung in der
täglichen Arbeit unseres Verbandes bauen kann. So ist
es uns gerade gelungen, den Paragraphen 54 der NÖ
Bauordnung im Sinne der Gemeinden innerhalb weniger
Tage abzuändern und zu vereinfachen. Gemeinsam und
mit vereinter Kraft werden wir uns auch weiter um die
Anliegen der Bürger in den Gemeinden direkt vor Ort
kümmern. Gemeinsam werden wir uns auch den kommu-
nalen Herausforderungen stellen. Für die Bürger, die
Gemeinden und unser Land.

LAbg. Bgm. Mag. Alfred Riedl
Präsident

Aus erster Hand
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„Gemeinden geben Vertrauen
in die Politik zurück“
GVV-Landesversammlung in Grafenegg

Das neue GVV-Präsidium mit Karl Wilfing, Alfred Riedl und Karl Moser.

Alfred Riedl und Karl Moser im Gespräch mit Innenministerin Fekter und Gemeindebundpräsident Mödlhammer.
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von Prof. Dr. Franz Oswald
und Mag. Sotiria Taucher

Die Landesversammlung des Ge-
meindevertreterverbandes der
Volkspartei Niederösterreich

am 2. April im voll besetzten Audito-
rium in Grafenegg bestätigte ein-
drucksvoll die tragende Funktion der
Gemeinden als Wirtschaftmotor und
als soziale, bürgernahe Instanz. 600
Teilnehmerinnen und Teilnehmer
waren gekommen, darunter Spitzen-
vertreter aus Land und Bund.

DasBekenntnis zurhöchst erfolgreichen
Partnerschaft zwischen Land und
Gemeinden stand ebenso im Mittel-
punkt vielerAussagenwie die positive
Rolle derGemeinden inderGesamtpo-
litik, dies insbesondere angesichts
derzeit stark kritisierter politischer
Vorgänge: Die Gemeinden mit ihrer
ehrlichen, am Mitbürger orientierten
Arbeit geben den Menschen das Ver-
trauen indiePolitikwieder zurück,hieß
es dazu aus berufenem Munde.
Präsident Alfred Riedl wurde von der
Landesversammlungmit 98,4 Prozent
eindrucksvollwiedergewählt. Ein ähn-
liches Ergebnis erzielten auch der bis-
herige 1. Vizepräsident LAbg. Karl
Moser sowie der neugewählte 2. Vize-
präsident LAbg. Karl Wilfing, Bürger-
meister von Poysdorf.

Gemeinden setzen
auf starke Partner
In seinem politischen Rechenschafts-
bericht unterstrichPräsidentRiedl den
Beitrag der Gemeinden zu Nieder-
österreichs Spitzenstellung auf vielen
Gebieten.DieGemeinden selbst setzen
auf starkePartner: aufdasLand,dasden
Gemeindenzuletztwieder inderSpitals-
finanzierung kräftig geholfen habe,
aber auch auf den Bund, mit dem der
Pflegefonds und damit ein Abfangen
der Steigerungsraten im Sozialsektor
erreicht werden konnte. In Nieder-
österreich selbst seien vorbildliche

sozialeModellregionen entstanden. Es
müsse jedoch verhindert werden, dass
derFleißigederDummeundderSchma-
rotzer der Nutznießer des Systems sei.
Heftig verwahrte sich Riedl gegen
unsachlicheDarstellungender Finanz-
situationderNÖGemeindenundsprach
von einer unerträglichen Hatz: So
würden Schulden präsentiert, ohne
dazu zu sagen, dass in Niederöster-
reich imVergleich zu anderen Bundes-
ländern wenig bis gar nichts ausge-
gliedert worden sei. Dazu kommen
nicht vergleichbareGrößenordnungen
bei Wasser, Kanal und Straßen.
Dennoch hätten Niederösterreichs
Gemeinden immer noch finanziellen
Spielraum und investieren vergleichs-
weise am meisten.
Scharf kritisierte Riedl die, wie er be-
tonte, schizophreneHaltungderLandes-
SP beim Landesbudget: Diese fordere
einen Ausgabenstopp, stelle ständig
neue Forderungen, bleibe jedoch den
Bedeckungsvorschlag schuldig.
Eine klare Absage erteilte Riedl auch
allen Plänen, Gemeinden zusammen-
zulegen. Dies bringe keinerleiVorteile,
diederzeitigeStrukturhabesichbestens
bewährt, zumal größer keineswegs
billiger sei. In Richtung des rekonva-
leszentenVizekanzlers JosefPröll entbot
Riedl namens der Landesversammm-
lung beste Genesungswünsche, die
durch langanhaltendemApplausunter-
malt wurde.

Tragende Säule des
Gemeindebundes
GemeindebundpräsidentHelmutMödl-
hammer würdigte die Stärke des NÖ
GVV als tragende Säule des Österrei-
chischen Gemeindebundes. „Wobei
beimWort ,tragend’ das ,R’ besonders
zubetonend ist“,meinte Mödlhammer
mit Blick auf die (ehemaligen) Präsi-
denten Reiter, Romeder, Rupp und
Riedl. „Und wenn ich die Generalse-
kretäre des Gemeindebundes ansehe,
dann weiß ich, dass der Gemeinde-
bund auch in Zukunft nicht LEIS(S)e
nachHINKt, sondern mutig voran-
schreitet.“
Mödlhammerappellierte andieBürger-
meister auch in politisch und wirt-
schaftlichen Zeiten engagiert weiter
zu arbeiten: „Die Rolle der Gemeinden
als Wirtschaftsfaktor und als Heimat

Außenminister Michael
Spindelegger warb für seine
Aktion „Europagemeinderäte“.

Innenministerin Maria Fekter dankte
den ehrenamtlichen Mitarbeitern in
den Gemeinden.

„Es muss verhindert werden,
dass der Fleißige der Dumme,
der Schmarotzer Nutznießer

des Systems ist.“
GVV-Präsident Alfred Riedl

Landeshauptmann Erwin Pröll: „Das
Vertrauen der Menschen muss täglich
neu erarbeitet werden.“

p o l i t i k

NÖGemeinde | April 2011 5



derBürger erfordert engagierteGemein-
devertreter.“ Den Pflegefonds bezeich-
netederGemeindebundchef als großen
Wurf,dieGemeindenselbst alsReform-
motoren.

Danke an Ehrenamtliche
InnenministerinMariaFekterbekannte
sich zu einer noch engeren Zusam-
menarbeit mit den Gemeinden, die als
Praktiker mehr Lösungskompetenz

hätten als „Schreibtischtäter“. Großen
DanksprachFekterdenehrenamtlichen
Helfern aus, ohne die vieles in den
Gemeinden nicht möglich wäre.
Sie verwahrte sich gegen Zurufe be-
züglichVerwaltungsreform:Einem„Big
Bang“ als großenWurf werde es nicht
geben.NurderWegderkleinenSchritte,
der längstbegangenwird,bringeErfolg.
Im Fremdenrecht kündigte Fekter ein
„Bundesamt fürMigration“ als zentrale
Behörde, dezentral aufgestellt, an. Im
ÜbrigendürfedieSituationÖsterreichs
nicht schlechtgeredetwerden.DasLand
weise auf vielenGebietenSpitzendaten
auf und habe die Krise gut gemeistert.
Nicht gespart werden dürfe bei Schule
und Bildung, Wissenschaft und
ForschungsowieKinderbetreuung.Zur
derzeit schwierigen Lage der Volks-
partei verwies Fekter auf rasche perso-
nelle Konsequenzen. In anderen
Parteien sei bei ähnlichen Fällen nicht
so schnell reagiert worden.

Europa-Gemeinderäte,
Wehrpflicht neu
Außenminister Michael Spindelegger
warb für die Einsetzung von Europa-
Gemeinderäten, wofür es in Nieder-
österreich erfreulicherweise großes
Interesse gebe.Motto. „Europa fängt in
denGemeindenan.“Auch inderDonau-
strategie engagiere sich Niederöster-
reich vorbildlich. Ein klares „Ja" sagte
Spindelegger zueinerWehrpflichtneu,
mehr als 90 Prozent der Gemeinde-
vertreter seiendafür.EineVerpflichtung
sei unabdingbar.

„Ihr könnt euch auf
uns verlassen!“
LandeshauptmannErwinPröll zogeine
hervorragende Bilanz für Niederöster-
reich: Wirtschaftliche Dynamik, Spit-
zenplätze in Österreich, große Fort-
schritte in Sachbereichen – von der
Sicherheit über Wissenschaft und
Forschung bis zur Standortqualität –
kennzeichnendieEntwicklung,die ein
Gemeinschaftswerk des Landes mit
den Gemeinden sei.

„Das Vertrauen der Menschen muss
täglich neu erarbeitet werden“, appel-
lierte er an die Funktionäre. Freiwillig-
keit in den Gemeinden, die heuer im
Mittelpunkt steht, müsse ständig ge-

p o l i t i k
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Geballte
Frauenpower
beim GVV-Tag.
Präsident Riedl
mit Wirtschafts-
kammerpräsiden-
tin Sonja Zwazl
und den Landes-
rätinnen Petra
Bohuslav und
Johanna Mikl-
Leitner.

Landeshauptmann
Erwin Pröll
begrüßte die
Blasmusik-
kapellen aus
Grafenwörth und
Langenlois.

Gute Stimmung
auf der Landes-
versammlung



Informationstechnologie für Gemeinden

fördert und gewürdigtwerden,weil sie
nicht selbstverständlich sei.
KlareWorte fand Pröll zur derzeitigen
Lage der Gesamtpartei: Verwerfliche
Vorfälle wie jene aus jüngster Zeit
hätten im Land keinen Platz. Ehrliche
Arbeit undGlaubwürdigkeit seienhöch-
stes Gebot und müssten erhalten bzw.
zurückerobert werden. „Ethisch-mora-
lischeNormensindeinzuhalten“, soder
Landeshauptmann. Den Gemeinden
rief Pröll zu: „Ihr könnt euch auf uns
verlassen,wirgehenmit euchdurchdick
und dünn.“

Rechnungsprüfung,
Ehrungen, Totengedenken
Zur Abrundung der Landesversamm-
lung: Bei der Totenehrung wurde vor
allem des Wirkens von Liese Prokop,
Walter Zimper und Sissy Roth-Halvax
gedacht. Die Rechnungsprüfung des
GVVzeigte eineeinwandfreieGebarung
und besondere Sorgfalt in der Finanz-
wirtschaft des Verbandes.
Besonders geehrt wurden die ausge-
schiedenenBezirksobmänner sowiedie
Spitzenvertreter der Einsatzverbände
Rotes Kreuz, Bundesheer, Sicherheits-
direktion, Polizei undFeuerwehr. Eben-
falls ausgezeichnet wurde Landes-
geschäftsführer Christian Schneider,
der mit seinem Team für die hervorra-
gende Organisation der Landesver-
sammlunggesorgthat,ausAnlass seines
mittlerweile zehnjährigen Dienstjubi-
läums.

Hofrat Prof. Dr. Franz Oswald,
Chefredakteur der
NÖ Landesregierung i.R.,
jetzt freier Journalist

p o l i t i k
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Die ausgeschiedenen GVV-Bezirksobmänner wurden mit dem Ehrenring des
Verbandes ausgezeichnet. Im Bild: Franz Rennhofer, Johann Heuras, Johann
Dill, Franz Kuttner, Herbert Nowohradsky, Bernd Toms und Präsident Riedl.

Dank an die Vertreter von Polizei, Bundesheer, Rotem Kreuz und Feuerwehren:
Im Bild: Karl Wilfing, Karl Moser, Christian Schneider, Arthur Reis, Johann Culik,
Franz Prucher, Willibald Sauer, Josef
Buchta und Alfred Riedl.
Mehr Fotos finden Sie auf
www.vp-gvv.at

Die Landesversammlung wurde unterstützt von:
Mag. Sotiria Taucher,
ist Pressereferentin des
Gemeindevertreterverbandes der
Volkspartei Niederösterreich



Einigung bei
Pflegefinanzierung erzielt
Einführung eines Pflegefonds fängt die Kosten für die Gemeinden ab

Nach harten Verhandlungen ist
es uns gelungen, endlich eine
Einigung über die neue Finan-

zierung der Pflege zwischen Bund,
Ländern und Gemeinden zu erreichen“,
sagte GVV-Präsident Alfred Riedl in
einer ersten Reaktion auf die Einigung,
die bei einem Treffen der Finanzlan-
desreferenten mit Finanzminister
Josef Pröll und Sozialminister Rudolf
Hundstorfer in Linz gefunden wurde.
„Zehn Jahre lang haben wir gekämpft,
nun liegt eine Lösung auf dem Tisch“,
so Riedl.

Bund zahlt ein Drittel
Der neue Pflegefonds wird in Summe
mit 685Mio. Eurobis 2014dotiert sein.
Die Kosten dafür werden nach dem
Schlüssel des Finanzausgleichs verteilt.
Der Bund zahlt demnach zwei Drittel,
Länder undGemeinden zusammenein
Drittel. Für das Jahr 2011 stehen zusätz-
liche100MillionenEurozurVerfügung,
2012150Millionen,2013200Millionen
und 2014 schließlich 235 Millionen
Euro.
Damit sollen in erster Linie die steigen-
den Pflegekosten abgefangen werden,
dieMittel des Fonds sind auch entspre-

chend zweckgewidmet. Für Nieder-
österreich alleinewerden es 130Millio-
nen Euro sein.

Gemeinden fällt Stein vom
Herzen
Den Gemeinden fällt damit ein großer
Stein vom Herzen – hatten und haben
sie doch massiv mit enormen Kosten-
steigerungen im Pflege- und Sozial-
bereich zu tun.
„Die Gemeinden sind an die Grenzen

ihres Handlungsspielraumes gekom-
men. Umso mehr freut es mich, dass
jetzt eine lang ersehnte und geforderte
Lösung zur Finanzierung der Pflege
ausverhandelt wurde“, so Riedl.
Durch die Finanzierung der Pflege gibt
es auch eine realistische Chance den
Stabilitätspakt wieder erfüllen zu
können.
„Unser großes Ziel ist wieder ein Null-
defizit zu erreichen“, sagt der GVV-
Chef.

Herr und Frau Österreicher bewegen
sich nicht ausreichend. „Mit der
Kampagne ,Los geht´s! Jeder Schritt
tut gut’möchtedie Initiative ,Gesundes
Niederösterreich: Tut gut!’ zu mehr
Bewegung im Alltag anregen,“ so
Landeshauptmann-StellvertreterWolf-
gang Sobotka.

Er unterstreicht weiters:
„Denn jeder Schritt zählt –
für Ihr Wohlbefinden und
Ihre Gesundheit.“

Probieren Sie´s aus –
los geht´s unter
www.gesundesnoe.at!

„Los geht’s! Jeder Schritt tut gut“

Großer Andrang der Pressevertreter bei der Bekanntgabe der Einigung über den
Stabilitätspakt und die Pflegefinanzierung.

E
.E

.
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Verpflichtender Sozialdienst
wäre möglich
Rechtsgutachten: Kein Widerspruch zur Menschenrechtskonvention

In der Diskussion um die Wehr-
pflicht wird immer wieder
behauptet, dass ein verpflichten-

der Sozialdienst nicht möglich ist,
weil das der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) widerspre-
chen würde. Demnach sei ein ver-
pflichtender Zivil- oder Sozialdienst
nur dann erlaubt, wenn er als Alterna-
tive zu einem verpflichtenden Wehr-
dienst angeboten wird.
Dieser Argumentation widerspricht
jetzt ein Rechtsgutachten des emeri-
tierten Universitätsprofessors Theo
Öhlinger.

Demnach schließt das Verbot von
Zwangs- oder Pflichtarbeit nach Art. 4
Abs. 2 EMRK nicht jede Verpflichtung
zu sozialerArbeit aus. „Die – allerdings
nichtmehr sehr aktuelle – Judikaturdes
Europäischen Menschenrechtsge-
richtshofes erlaubt solche Verpflich-
tungen, sofern sie weder ,ungerecht‘
oder ,bedrückend‘ sind noch ,eine

vermeidbareHärte‘ darstellenundüber-
dies den ,Leitgedanken des Allgemein-
interesses, der sozialen Solidarität und
des normalerweise Üblichen‘ entspre-
chen“, so Öhlinger.Wie weit der Spiel-
raumdesnationalenGesetzgebers reicht,
nachdiesenKriterieneinenallgemeinen
Sozialdienst zu gestalten, lasse sich
allerdings im Hinblick auf das Alter
dieser Rechtsprechung nicht genau
bestimmen.

„Normale Bürgerpflichten“
Ein größerer Spielraum der Mitglied-
staaten sei dahingehend anzunehmen,
verpflichtende sozialeDienstleistungen
auf Gemeindeebene als „normale Bür-
gerpflichten“ im Sinn der Menschen-
rechtskonventiongesetzlich zunormie-
ren. Dass etwa ein obligatorischer
Feuerwehrdienst eine „normaleBürger-
pflicht“ darstellt, hat der Europäische
Menschenrechtsgerichtshof bereits
ausdrücklich klargestellt. Ähnliches
dürfte auch für andere Aufgaben der
Gemeinden,diederzeit vonZivildienern
besorgt werden, gelten, sofern sie eine
ähnliche sozialeDimension aufweisen,
also insbesondere vom Gedanken der

Solidarität innerhalb der „in der Ge-
meindeverkörpertenörtlichenGemein-
schaft“ (Art. 118 Abs. 2 B-VG) getragen
sind.
Derartige Verpflichtungen müssten
allerdings geschlechtsneutral sein. Das
bedeutet,dass auchFraueneinenderar-
tigenSozialdienst zuabsolvierenhätten.

Einen verpflichtenden
Sozialdienst hätten auch
Frauen zu absolvieren.

Univ-Prof. Theo Öhlinger: „Das Verbot
von Zwangs- oder Pflichtarbeit
schließt nicht jede Verpflichtung zu
sozialer Arbeit aus.“

r e c h t & v e r w a l t u n g
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von Mag. Sotiria Taucher

Immer wieder liest und hört manin den Medien von Gewaltszenen
an Schulen – auch in Niederöster-

reich. Mit den Problemen konfron-
tiert werden nicht nur Schuldirekto-
ren, Eltern und Lehrer. Auch die Bür-
germeister werden in vielen Fällen
zur Rechenschaft gezogen. Besonders
schwierig wird es, wenn der Bürger-
meister gleichzeitig auch die Funktion
des Direktors der örtlichen Schule
inne hat. Wie es beispielsweise in der
Gemeinde Großweikersdorf, Bezirk
Tulln, der Fall ist.

Leopold Spielauer, Bürgermeister der
GemeindeundDirektor derVolkschule
weiß, dass diese Doppelfunktion nicht
immer leicht ist. Besonders dann,wenn
es eine Rauferei an der Schule gibt, die
niemandmitbekommt.ZweiSchüler im
Alter von acht Jahren prügeln sich in
der Pause auf dem Gang, einer der
beidenmuss ins Krankenhaus. Eswird
Anzeige gegen die Schule wegen Ver-

letzungderSorgfaltspflicht erhoben.Die
Medien hetzen den Ort auf, Leopold
Spielauer wirdmit Rücktrittsaufforde-
rungen als Bürgermeister undDirektor
konfrontiert. „An unserer Schule ist bis
jetzt nie etwas passiert. Der Vorfall ist
schlimm, und ich habe auch sofort mit
den Eltern und Lehrern gesprochen
und die Schulpsychologin einge-
schaltet“, so der Direktor. Mittlerweile
ist in der Schule Ruhe eingekehrt, der
Vorfall in Gesprächen aufgearbeitet.
DiebetroffenenSchüler gehenab sofort
in getrennteKlassen,Lehrer undGang-
aufsicht sind sensibilisiert.
Auch für Schuldirektor und Bürger-
meister Leopold Spielauer muss es
wieder weitergehen – auch wenn die
mediale Kritik schmerzt. Tatsache ist:
Es wird nicht leichter in den Schulen,
unddie Jugendlichenwerdenauchnicht
friedlicher.
„Doch auchwenndieGemeindenSchu-
lerhalter sind, bedeutet das nicht, dass
sie für einen reibungslosen Betrieb der
Schule sorgen oder gar die Erziehung
der Eltern übernehmen müssen“, sagt
GVV-PräsidentAlfredRiedl. Riedlweiß
wovon er spricht. Schließlich ist er
selbst Bürgermeister und kennt die
Probleme indenGemeindennur zugut.
Auch jene, in denSchulen. „DasAbwäl-
zenvonErziehungsfragenaufdieSchule
bzw. sogar auf den Bürgermeister ist
absolut fehl amPlatz. Ichappellierehier
andieEigenverantwortungderEltern“,
so Riedl.
Doch was ist dran, an der Meinung,
unsere Jugendlichen würden immer
gewaltbereiterwerden? „Die Jugend ist
nicht gewaltbereiter“, sagt dieSchulpsy-
chologin des Landesschulrates NÖ,
Andrea Richter. „Wir Erwachsenen
empfinden das so, weil einfach die

Spracheder Jugendlichengewalttätiger,
aggressiver,härter geworden ist. Zudem
zeigen uns alle sauberenUntersuchun-
gen, dass Gewalt stärker wahrgenom-
menwird,weilwir stärker sensibilisiert
sind“, so Richter. Einzelne extreme
Ereignisse würden ins Rampenlicht
rücken und in der Folge als steigende
Gewalt interpretiert.
AuchdasGerücht,dassKonflikte unter
Ausländernoft zuGewaltszenen inden
Schulen führen, lehnt Richter ab. „Die
ethnische Herkunft spielt keine Rolle.
Hiergeht esumGruppenzugehörigkeit“,
weiß die Schulpsychologin.
In Niederösterreich sei man sehr stark
inder Lehrerfortbildung tätig,umfrüh-
zeitig auf Probleme in der Schule
reagieren zu können. Andrea Richter:
„Wir schulenunsereLehrer inRichtung
tägliche Kleinarbeit. Nur so und nur
präventiv kann im Vorfeld gut der
Gewalt entgegen gewirkt werden.“

Nicht die Jugend, aber die
Sprache wird aggressiver
Niederösterreichs Gemeinden werden immer wieder mit Gewaltproblemen an
Schulen konfrontiert – Präventionsarbeit in der Lehrerfortbildung

Leopold Spielauer bekam wegen einer
Rauferei unter Schülern sowohl als
Direktor als auch als Bürgermeister
Probleme.

Studien zeigen, dass die Jugend nicht
gewaltbereiter ist als früher. Allerdings
ist die Sprache der Jugendlichen
aggressiver geworden.

k o m m u n a l i n f o
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Sie beschäftigen sich seit Jahren mit
Gewaltprävention im schulischen
Bereich. Wie sieht es Ihrer Meinung
nach aktuell in den Schulen aus?
WerdenKinderundJugendliche immer
gewaltbereiter?

Perner: Wenn man direkt mit Lehr-
kräften spricht – und das haben meine
Mitarbeiter und ich bei unseren For-
schungen in den letzten Jahren aus-
führlich getan –, hört man, dass sich
nicht nur die Qualität der Gewalt, son-
dern auch die Quantität gesteigert hat.
Ich würde aber anders formulieren:
Jugendliche sind nicht „gewaltbereiter“
sondern „aggressiver“. Gewaltbereit-
schaft besteht ja in einer durchdachten
Grundhaltung – etwa wie „Es steht mir
zu, Gewalt auszuüben“ oder „Der hat
das so verdient!“ Tatsächlich werden
aber unbedacht und spontan Vorbilder
an Gewalt nachgespielt, und die stam-
men aus der Familie, das dominante
Familienmitglied „Fernsehapparat“ mit
gemeint.

Was sind die Auslöser der Gewaltbe-
reitschaft bei Kindern und Jugendli-
chen?
Dank der computergestützten Ge-

hirnforschung wissen wir seit etwa 15
Jahren, dass durch das reine Zusehen
bei Gewalttaten im betrachtenden
Menschen die Bildungen von Spiegel-
nervenzellen ausgelöst werden und
damit ein Gleichklang mit der beob-
achteten Person – egal ob diese real
präsent ist oder nur virtuell. So ent-
steht quasi ein Mentaltraining des
Modellverhaltens – wie bei verletzten
Sportlern, die im Spitalsbett die Videos
ihrer Leistungen beobachten. Es fehlen
die Gegenmodelle. In dem von mir
konzipierten Masterstudium PROvoka-
tivpädagogik an der Donau Uni Krems

vermitteln wir genau die dazu nötigen
Methoden und Techniken.

Wie können Lehrer entgegenwirken?
Indem sie einerseits über grundle-

gendes Wissen über das energetische
Geschehen bei Gewalteskalationen ver-
fügen und andererseits auch über die
dazu gehörenden fremd- wie autosug-
gestiven Techniken der Deeskalation.
All das lernen sie im Rahmen der PRO-
vokativpädagogik. Für diejenigen, die
dieses postgraduale Studium nicht
absolviert haben, gibt es konkrete –
kostenlose! – Einzelfallhilfe online über
www.lehrertankstelle-noe.com und ein-
mal monatlich ebenfalls kostenlose
Live-Supervision des Tankstellenteams
an drei Standorten in NÖ.

Niederösterreich ist in der Aus- und
Weiterbildung vonPädagogen – auch
im Bereich der Gewaltprävention –
ganz vorne dabei. Was ist Ihrer
Meinung noch zu tun, um noch
bessere und nachhaltigere Lösungen
zu finden?
Ich habe mit meinem Institut für

Stressprophylaxe & Salutogenese (ISS)
in Matzen die wissenschaftliche Beglei-
tung des Projekts „Bündnis gegen
Gewalt“ des Innenministeriums über-
nommen, in dessen Rahmen alle Ge-
waltpräventionsprojekte Österreichs
evaluiert werden sollen. Was ich bisher
festgestellt habe, ist, dass die meisten
dieser Projekte mit dem erhobenen
Pädagogenzeigefinger „how to do
peace“ vermitteln – was an und für
sich allerdings bereits subtil gewalttä-
tig sein kann –, aber die konkrete
Gewalt durch Spott und Hohn seitens
mancher Lehrkräfte oder anderer Päda-
gogen werden ignoriert. Dabei sind
Pädagogen die potenziellen Vorbilder,

wie man auf
Gewalt verzichten
kann. Zumindest
halten sie sich
meist für solche –
nur: supervidiert
sieht das dann oft
ganz anders aus!
Gewaltverzicht be-
ginnt dabei, die
eigenen Affekte zu
entschleunigen
und gleichzeitig
mitfühlend zu blei-
ben, Aggression
durch bewusste
Entscheidungen
für andere Gefühlsreaktionen zu erset-
zen, beispielsweise Humor oder Absur-
dität oder umgekehrt sanfte Ernsthaf-
tigkeit.
Das steht in einem gewissen Gegen-

satz zu der Forderung, Lehrkräfte
müssten sich durchsetzen – und an
dieser Forderung scheitern ja auch die
meisten Friedensbemühungen. Man
braucht daher andere als die üblichen
kognitiven Zugangsweisen. Ich habe
aus meiner eigenen Ausbildung als
psychoanalytische Sozialtherapeutin
samt der Praxis in der außerschuli-
schen Jugendarbeit – zum Teil mit
extrem problematischen Jugendlichen
– und den fünf Psychotherapieaus-
bildungen, die ich abgeschlossen habe,
das Wesentlichste an hilfreichen
Methoden herausgefiltert. All das
lernen die künftigen PROvokativpäda-
gogInnen theoretisch wie praktisch auf
wissenschaftlicher Basis. Die Rückmel-
dungen, die ich von ihnen erhalte,
bestätigen mein Konzept; einige der
Master unterrichten ja schon wieder
weiter und multiplizieren ihr Wissen
und Können.

„Pädagogen sind
potenzielle Vorbilder“
Die Psychotherapeutin Rotraud A. Perner zum Thema Gewaltprävention

Rotraud A. Perner:
„Gewaltverzicht beginnt
dabei, die eigenen Affekte
zu entschleunigen und
gleichzeitig mitfühlend
zu bleiben.“

k o m m u n a l i n f o
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Nach der Klage eines Nieder-
österreichers hat der Verfas-
sungsgerichtshof entschieden,

dass das Anbringen von Kreuzen in
Kindergärten zulässig ist.
Auch religiöse Feiernwie dasNikolaus-
fest würden letztlich nicht gegen die
Verfassungverstoßen,dadieTeilnahme
nicht verpflichtend ist.

Christliche Grundwerte
werden hochgehalten
Das Urteil war jedenfalls mit großer
Spannung erwartet worden, jetzt
herrscht allgemeine Zufriedenheit.
Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll be-
zeichnete es als einenklarenFingerzeig
auf dem Weg nach vorne: „Nieder-
österreich ist einweltoffenes, tolerantes
Land, das sich seiner Wurzeln und
Grundwerte bewusst ist.

Mit dem Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes ist sichergestellt, dass in
Niederösterreichder christlicheGlaube
und die christlichen Grundwerte hoch
gehalten werden – symbolisiert durch
das Kreuz, das schon vielen Genera-
tionenvor unsHoffnunggegebenhat“.

Großer Wert auf
Religionsfreiheit
NebenderVermittlungvonchristlichen
Werten undTraditionen in denKinder-
gärten und in allen Bildungseinrich-
tungen legt die zuständige Landesrätin
Mag. JohannaMikl-Leitnerauchgroßen
Wert auf die Religionsfreiheit. „Aus
diesemGrund ist auch imKindergarten-
gesetzverankert,dasseinKreuznurdann
angebracht werden soll, wennmehr als
50 Prozent der Kinder christlichen
Glaubens sind“, betont Mikl-Leitner.

Bislang war der Klubobmann der SP-
NÖ, Günther Leichtfried, immer als
besonnener Bürgermeister und Sach-
politiker aufgetreten. Seit kurzem liegt
jedochderdringendeVerdachtvor,dass
auch er bewusst Lügengeschichten
verbreitet undmit gefälschtenE-Mails
arbeitet bzw. solcheweitergibt. „Offen-
sichtlich agiert auch Leichtfried mitt-
lerweile mit den landesfeindlichen
MethodendesHerrnLeitner bzw. lässt
sich von diesem dazu vergattern“,
attackiert VP-Landesgeschäftsführer
LAbg. Gerhard Karner den SP-Klub-
obmann.

Auslöser dafür war eine Aussendung
desSPNÖ-Landesgeschäftsführersvom
17. Februar 2011 in Zusammenhang
mitder laufendenWehrpflichtsdebatte
mit einem frei erfunden Zitat von
Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll
„westlich von St. Pölten alle Kasernen
schließen zu wollen.“ Nachdem die
Anschuldigungenbei der letztenLand-
tagssitzung von Klubobmann Leicht-
fried neuerlich wiederholt wurden,
folgte eine heftige politische Ausein-
andersetzung, weil die SP-NÖ keinen
einzigenBeweis für ihreVerleumdun-
genvorlegenkonnte.Als einzigeGrund-

lage dient ein komplett anonymi-
siertes E-Mail – ohneNamen,ohneOrt
und ohne Datum.
„Wenn das für Leichtfried ausreicht,
denLandtagunddieÖffentlichkeitmit
Lügengeschichten einzudecken,sowie
den Landeshauptmann zu besudeln,
dann bestätigt das nur meinen drin-
genden Verdacht, dass der Klubob-
mannzueinemHandlangerdesHerrn
Leitner verkommen ist“,betontKarner
und fordert Leichtfried neuerlich auf,
endlich den Absender des E-Mail
bekannt zu geben und Aufklärung in
die Sache zu bringen.

Landeshauptmann Erwin Pröll:
„Mit dem Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes ist sichergestellt, dass
in Niederösterreich der christliche
Glaube und die christlichen Grund-
werte hoch gehalten werden.“

Kreuze in Kindergärten
bleiben hängen
Landeshauptmann Erwin Pröll: Klarer Fingerzeig auf dem Weg nach vorne

SP-Klubobmann Leichtfried
verbreitet Lügengeschichten

k o m m u n a l i n f o d e r V P N i e d e r ö s t e r r e i c h
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Baustart für Jahrhundert-
projekt MedAustron
Schneeberger: „Ab 2015 gibt es neue Hoffnung für Krebserkrankte“

Oft wird der Begriff „Jahrhun-
dertprojekt“ zu rasch vergeben
– doch wenn es um das Med-

Austron in Wiener Neustadt geht,
dann trifft dieser Begriff zu 100 Pro-
zent ins Schwarze.
Mitte März fand die feierliche Grund-
steinlegung für das Zentrum für
Forschung und Therapie mit Ionen-
strahlung zur Behandlung von Krebs
statt.VP-KlubobmannLAbg.Mag.Klaus
Schneeberger, der auch Aufsichtsrats-
vorsitzenderderErrichtungs-undBetrei-
bergesellschaft EBG MedAustron ist:
„Ab jetztwird MedAustron sichtbar. In
den vergangenen Jahren liefen die
Vorbereitungen zwar auf Hochtouren,
dochmit demBaubeginn kommenwir
in die entscheidende Phase der Reali-
sierung dieses Jahrhundertprojekts.“
DurchdasMedAustronwird es künftig
möglichsein,Tumorarten,diebishernur
schwer behandelbar waren, zu behan-
deln. „Hier können wir vielen Krebs-
patientinnenund -patientenneueHoff-

nung im Kampf gegen diese heimtük-
kischeKrankheit geben“,erklärtSchnee-
berger.
Neben der geplanten ambulanten
Behandlung von Krebspatientinnen
und -patienten wird bei MedAustron
auch nicht-medizinische Forschung
stattfinden,wie es in Österreich bisher
noch nicht möglich war. Der VP-Klub-
obmann: „InWiener Neustadt wird es
möglich sein, trotz derAusrichtungauf
Tumorbehandlung auch nicht-med-
izinische Experimente mit Protonen
durchzuführen. Dies wird eine hohe
Attraktivität Niederösterreichs für
Forschung und Bildung für Teilchen-
physik mit sich bringen.“

Patientenbehandlungen ab
dem Jahr 2015
Die feierliche Grundsteinlegung war
nur der Startschuss für dieBauarbeiten
am Gelände in Wiener Neustadt. In
den kommenden Monaten wird auf
derBaustellemitHochdruck gearbeitet

werden,dennschonEndedes Jahres soll
dieErrichtungabgeschlossensein,damit
imkommendenJahrmitdentechnischen
Einbauten begonnen werden kann.
Schon imJahr2013sollderProbebetrieb
anlaufenundab2015die erstenPatien-
tinnen und Patienten in Wiener Neu-
stadt behandeltwerden.Daher gibt der
Aufsichtsratsvorsitzendeeinebesondere
Deviseaus:„InderKürzeliegtdieWürze.“
Die treibendeKraft hinterMedAustron
ist das Land Niederösterreich. Dazu
übernahm esmit einem einstimmigen
Beschluss des NÖ Landtages eine
Haftung inderHöhevon120Millionen
Euro für einen großen Teil der erfor-
derlichenFinanzierungderErrichtungs-
und Betriebsgesellschaft. Die Republik
Österreich beteiligt sich an den Errich-
tungs- undBetriebskosten fürdienicht-
klinische Forschung und die Stadt
WienerNeustadt stellte dasGrundstück
zur Verfügung und beteiligt sich eben-
falls zu einem kleinen Anteil an den
Errichtungskosten.

Landeshauptmann Erwin Pröll (5.v.l.), EBG-Aufsichtsratsvorsitzender Klaus Schneeberger (3.v.r.) und die beiden EBG-
Geschäftsführer Martin Schima (l.) und Bernd Mößlacher (r.) ehrten die „Urväter“ des Projekts MedAustron: Univ.-Prof.
Meinhard Regler, Univ.-Doz. Erich Griesmayer, Peter Kowalski, Primarius Richard Pötter, Chefarzt Thomas Auberger und
Geschäftsführer Bernd Mößlacher (v.l.).

Fo
to
:E
B
G
M
ed
A
us
tr
on

E
.E

.
k o m m u n a l i n f o d e s Ö V P L a n d t a g s k l u b s

NÖGemeinde | April 2011 13



Bebauung im ungeregelten
Baulandbereich
Der Paragraph 54 der NÖ Bauordnung 1996 wurde neuerlich geändert

von Dr. Walter Leiss

Mit der 11. Novelle zur NÖ
Bauordnung, LGBL 8200-17,
wurden neben zahlreichen

anderen Änderungen auch eine Neu-
regelung für Bauwerke im Bauland-
bereich ohne Bebauungsplan (§ 54)
vorgenommen. Die Novelle wurde am
10.12.2010 kundgemacht und ist seit-
her in Kraft.
Bereits die ursprüngliche Änderung
war vonder Intention getragen,mit der
Neuregelung eine Verwaltungsverein-
fachung herbeizuführen und den in
der Praxis anfallenden Verwaltungs-
aufwand bei der Vollziehung des § 54
NÖ Bauordnung zu reduzieren. In der
Praxis hat sich allerdings sehr rasch
erwiesen, dass der Vollzug der neuen
Bestimmungdenursprünglichen Inten-
tionen nicht gerecht wurde.
So wurde aus den Bestimmungen
herausgelesen,dassderBauwerberbzw.
Planverfasserbereits in seinenEinreich-
unterlagen eine ausführliche Darstel-
lung des Umgebungsbereiches vor-
nehmen und diese Erhebungen auch
durch ein der Baubehörde vorzule-
gendes Gutachten bestätigen müsste.
Weiters musste festgestellt werden,
dass mit der Neuregelung für den Bau-
werber wesentliche Einschränkungen
verbunden waren.
Sowar es nichtmöglich,bei einer abge-
leiteten Bebauungshöhe der Bauklasse I
aucheinHauptgebäudederBauklasse II
zu errichten. Damit war beispielsweise
die Aufstockung eines Gebäudes oder
die Errichtung eines Hauptgebäudes
mit 2VollgeschoßenundPultdachnicht
mehr möglich.
Auchhinsichtlich der Bebauungsweise
hat sich herausgestellt, dass beispiels-
weise in einemneuerschlossenenSied-
lungsgebiet nur dieselbe Bebauungs-

weisegewähltwerdenkann,wie imOrts-
kern.
Dieshätte beispielsweise bedeutet,dass
in einem neuen Sieldungsgebiet eben-
falls die geschlossene Bebauungsweise
gewählt werden müsste, wenn dies im
Ortskern diemehrheitlich vorhandene
Bebauungsweise ist.AlsKorrektivwäre
nur die Erlassung eines Bebauungs-
planes oderTeilbebauungsplanesmög-
lich gewesen, was allerdings als auf-
wändig erachtet wird und mit
zusätzlichenKosten fürdieGemeinden
verbunden ist.
Diese Umstände haben dazu geführt,
dass über Initiative des Landtagsklubs
derÖVPNiederösterreich am17.3.2011
der NÖ Landtag eine Neufassung des
§ 54 beschlossen hat. Die Änderungen
sollen in der Folge kurz dargestellt
werden:

Geltungsbereich
§ 54 gilt für Bauwerke im Baulandbe-
reich ohne Bebauungsplan. Das heißt

dort, wo ein Bebauungsplan erlassen
wurde, geht dieser vor.
Festzuhalten ist, dass neben § 54, der
die Anordnung und Bauweise auf den
Grundstücken regelt,auch§56hinsicht-
lich des Ortsbildes weiterhin Geltung
hat. Maßgeblich für die Zulässigkeit
eines Hauptgebäudes ist die Bebau-
ungsweise und Bebauungshöhe in der
Umgebung.

Umgebung
DerUmgebungsbegriffwurdeneudefi-
niert und umfasst einschließlich des
Baugrundstückes alle Grundstücke im
Bauland – ausgenommen Bauland-
Industriegebiet –, die vom Baugrund-
stück aus zur Gänze innerhalb einer
Entfernungvon100Metern liegen.Das
Bauland-Industriegebiet wurde des-
wegen ausgenommen, da selbst bei
Erlassung eines Bebauungsplanes für
dasBauland-Industriegebiet keineFest-
legung einer Bebauungsweise und
Bebauungshöhevorgesehen ist. Berück-

Mit dem nunmehr neu gefassten § 54 wird klargestellt, dass vom Bauwerber die
offene Bebauungsweise und die Bauklasse I und II gewählt werden kann.
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sichtigt werden alle bewilligten Haupt-
gebäude auf Grundstücken, die an das
Baugrundstück angrenzen. Siemüssen
mit ihrer gesamten Fläche innerhalb
einer Entfernungvon100Meter liegen.
Diese Feststellungen lassen sich leicht
anhand des Grundstückskatasters fest-
stellen.

Bebauung bereits vorhanden
Jedenfalls darf die offene Bebauungs-
weise und die Bebauungshöhe der
Bauklassen I und II gewählt werden,
auchwenn inderUmgebungbereits eine
andere Bebauung mehrheitlich vor-
handen ist. In diesen Fällen sind auch
keineErhebungenundDarstellungen in
den Einreichunterlagen erforderlich.
Damit wird in einer überwiegenden
Anzahl derBauverfahren,die die offene
BebauungsweiseunddieBauklasse Iund
II betreffen, eine wesentliche Verein-
fachungerzielt.Weiterswirdklargestellt,
dass auf einem Grundstück auch jene
Hauptgebäude in jenerBebauungsweise
und Bebauungshöhe errichtet werden
dürfen,die auf demGrundstück bereits
einmal bewilligt wurden. Dies gilt
sowohl für dieWiedererrichtung eines
Gebäudes, als auch für die Errichtung
eines weiteren Hauptgebäudes auf
demselben Grundstück. Auch diesfalls
sind keine Erhebungen und Darstel-
lungen in den Einreichunterlagen über
die Bebauungsweise und Bebauungs-
höhe in der Umgebung erforderlich.
Sind im Umgebungsbereich die Bau-
klassen III oder höher mehrheitlich
vorhanden, so darf neben der abgelei-
teten Bauklasse auch die nächst niedri-
gere gewählt werden. Beispielsweise
darf, wenn mehrheitlich die Bauklasse

IV abgeleitet wird, auch die Bauklasse
III, aber auch die Bauklassen I und II
verwirklicht werden.

Hinsichtlich der offenen Bebauungs-
weise und Bauklassen I und II gibt es
allerdings für die Baubehörde die
Möglichkeit aufgrund des Abs. 4 zur
WahrungdesCharakters der Bebauung
eine andereBebauungsweise oderHöhe
vorzusehen. Die stellt ein Korrektiv für
die Baubehörde dar. Ist beispielsweise
mehrheitlich die Bauklasse IV und
geschlosseneBebauungsweiseabgeleitet
undwill der Bauwerber ein Gebäude in
offener Bebauungsweise in der
Bauklasse II errichten, so kann diesmit
dem Abs.4 verhindert werden. Erhe-
bungen sind in diesem Fall von der
Baubehörde durchzuführen. Auch der
Bebauungsplan,der in solchenGebieten
zumeist vorhanden ist, geht natürlich
dem §54 vor.

Keine Bebauung vorhanden
oder Mehrheit nicht feststellbar
Ist in einem Gebiet keine Bebauung
vorhandenoder lässt sich eineMehrheit
nicht feststellen, so kannderBauwerber
bei gleichhäufigemAuftreten zwischen
diesen Bebauungsweisen und
Bauklassenwählen.DieBauklassen Iund
II und die offene Bebauungsweise darf
jedoch jedenfalls gewähltwerden.Auch
hier sind indiesenFällenkeineweiteren
ErhebungenundDarstellungenbei den
Einreichunterlagen erforderlich.
Für die weitere Ausgestaltung und
Anordnung von Hauptgebäuden und

anderenGebäudengeltendie sonstigen
Bestimmungen der Bauordnung wie
wenn ein Bebauungsplan vorhanden
wäre, z. B. wie und wo Nebengebäude
errichtetwerdendürfen.Abweichungen
aufgrund des Abs. 4 sind jedoch auch
hier möglich. Immer ist auch zu
beachten,dass der Lichteinfall unter 45
GradaufbewilligteHauptfenster aufden
Nachbargrundstücken nicht beein-
trächtigt werden darf.

Der Umgebungsbegriff
wurde neu definiert.

Seit 1988 steht STRABAG – Kanaltechnik für Kanalerhaltung, Kanalprüfung und Kanalsanierung.
Unser Angebot reicht von der ersten Rohrinspektion bis zur perfekten Sanierungsmaßnahme. 

STRABAG AG, Kanaltechnik, Wiener Straße 24, 3382 Loosdorf
Tel. +43 2754 6355, Fax +43 2754 6355-703, www.kanaltechnik.at

KANALTECHNIK
AUS EINER HAND

www.kanaltechnik.at

Will die Baubehörde bestimmte
Bauweisen oder Bebauungshöhen
vorgeben, so kann sie dies mit der
Ausnahmebestimmung zur Wahrung
des Charakters der Bebauung oder
durch Erlassung eines
Bebauungsplanes.
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Ausnahmemöglichkeit
DieAusnahmebestimmung ermöglicht
Abweichungen von den sich aufgrund
des Abs. 1 bis 3 ergebenden Bebau-
ungsweisen und Bebauungshöhen,
wenn diese zur Wahrung des Charak-
ters derBebauungerforderlich ist.Diese
Entscheidungen sind gegebenenfalls
entsprechend zu begründen. Will die
Baubehörde allerdings von vornherein
bestimmte Bebauungsweisen und
Bebauungshöhenverbindlich festlegen,
so empfiehlt sich die Erlassung eines
Bebauungsplanes oder eines Teilbe-
bauungsplanes.

Akteneinsichtsrecht
Sofern eine Erhebung der in derUmge-
bungvorhandenen abgeleitetenBebau-
ungsweisenundabgeleitetenBauklassen
erforderlich ist – nicht wenn der Bau-
werber sein Gebäude in der Bauklasse I
oder II und in offener Bebauungsweise
errichten will – besteht ein einge-
schränktesRecht zur Einsichtnahme in
die bezughabenden Bauakten. Es darf
nur in jenem Umfang in die Akten
Einsicht genommenwerden,die für die
Bebauungsweise und Bauklasse erfor-
derlich sind. Die maßgeblichen Infor-
mationen beziehen sich auf die Bebau-
ungshöhe und Bebauungsweise. Diese
sind ausdenEinreichplänenersichtlich.
Sollten keine Einreichpläne vorhanden
sein,oderausdiesennicht erforderlichen
Informationen ermittelbar sind, so
geltendieBestimmungenüberdasBetre-
tungsrecht und die damit verbundene
DuldungspflichtderbetroffenenGrund-
stücke sinngemäß.

Zusammenfassung
Mit dem nunmehr neu gefassten § 54

werden die Bestimmungen für eine
Bebauung im ungeregelten Baulandbe-
reich neu gefasst. Klar gestellt wird,
dass vom Bauwerber die offene Bebau-
ungsweise und die Bauklasse I und II
jedenfalls gewähltwerden kann. Damit
entfallen Erhebungen über den Umge-
bungsbereich und müssen diese auch
nicht bei denEinreichunterlagendarge-
stellt werden. Auch für die Baubehörde
entfallen Erhebungen, wenn sich das
Bauvorhaben auf die offene Bebau-
ungsweise in den Bauklassen I und II
beziehen. Klar gestellt ist damit auch,
dassüberdiesevonderBehördezubeur-
teilende Fragen kein Gutachten
notwendig ist. Will die Baubehörde
bestimmte Bauweisen oder Bebau-
ungshöhen vorgeben, so kann sie dies
mit der Ausnahmebestimmung zur
WahrungdesCharakters der Bebauung
oder durch Erlassung eines Bebau-
ungsplanes.

Es ist zu hoffen, dass mit dieser Neure-
gelung Verfahren beschleunigt und
rascher abgewickelt werden können.

Bürgermeister und Gemeinde-
räte haften wie jede andere Per-
son auch für strafrechtliche

Vergehen bzw. Verbrechen nach den
Bestimmungen des Strafgesetzbuches
(StGB). Die entsprechenden Begriffs-
bestimmungen wurden durch das
Strafrechtsänderungsgesetz 2008 und
das Korruptionsstrafrechtsänderungs-
gesetz 2009 zusätzlich erweitert und
präzisiert.
Schon bisher galt, dass Bürgermeister
in strafrechtlicherHinsicht als Beamte
im Sinn des § 74 Abs 1 Z 4 StGB zu
qualifizieren waren und zwar dann,
wennsiehoheitlich,also inVollziehung
der Gesetze, tätig wurden.
Hinzugekommen ist der Begriff des
„Amtsträgers“ in § 74Abs 1 Z 4a StGB.
Vor demKorruptionsstrafrechtsände-

rungsgesetz 2009 war dieser Begriff
umstritten. Nun wurde klargestellt,
dass jeder Amtsträger im Sinne des
StGB ist,der für denBund,einBundes-

land, einen Gemeindeverband und
eine Gemeinde als deren Organ, aber
auchalsderenDienstnehmer,Aufgaben
der Gesetzgebung und Verwaltung
wahrnimmt.
Auch Bürgermeister und Gemeinde-
räte, welche im Rahmen der dem
Gemeinderat zugewiesenenAufgaben
hoheitlich tätig werden, sind sohin in
strafrechtlicherHinsicht nicht nurBe-
amte, sondern auch Amtsträger, dies
gemeinsam mit den Dienstnehmern
der Gemeindeverwaltung. Alle unter-
liegen inderweitergefasstenAmtsträ-
gerqualifikation einer klareren straf-
rechtlichenVerantwortlichkeit,als dies
vor dem Korruptionsstrafrechtsände-
rungsgesetz 2009 der Fall war.

Dr. Franz Nistelberger ist Verbandsanwalt des
Gemeindevertreterverbandes der VPNÖ

Rechtstipps aus der Praxis
Strafrechtliche Verantwortlichkeit von Bürgermeistern und Gemeinderäten

wHR Dr. Walter Leiss
ist Klubdirektor

des NÖ Landtagsklubs
der ÖVP

Franz Nistelberger
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Wir haben die passende
Jacke für dich
Die Zeitspende in Form der freiwilligen Mitarbeit ist die wichtigste Spende an
das Rote Kreuz. Spenden Sie Zeit! Wir haben die passende Jacke für Sie.

Der Innenarchitekt stellt im
Flüchtlingslager Trinkwasser
her. Die Hausfrau hilft pflege-

bedürftigen Menschen. Der Haupt-
schuldirektor fährt als Sanitäter im
Rettungswagen. Die Lehrerin im Kata-
strophenfall den Lkw. Der Supermarkt-
Leiter fliegt im Notarzt-Hubschrauber

mit, und die Mitarbeiterin der ortsan-
sässigen Firma organisiert Blutabnah-
men in Firmen, Schulen und Gemein-
den. Menschen mit seltsamen Hobbys?
Sie alle sind freiwillige Rotkreuz-Helfer.
DieKraft derMenschlichkeit,dieOffen-
sivkraft desRotenKreuzes,steckt inden
MitarbeiterinnenundMitarbeitern,die

sich von der Rotkreuz-Idee begeistern
lassen. Es ist die gemeinsame Idee, die
uns inNiederösterreich ebenso zusam-
menhältwie inÖsterreichund rundum
den Erdball.

Wo kann ich mitarbeiten?
Möglichkeiten der Mitarbeit gibt es
viele, den Einsatzgebieten sind keine
Grenzen gesetzt. Egal ob als Sanitäter
bei Unfällen oder bei der Organisation
der beliebten Seniorencafes, egal ob in
der Jugendarbeitoder inderAusbildung.
Entscheidend sind die eigenen Inter-
essen und Fähigkeiten, das Rote Kreuz
hat die passende Jacke für Menschen,
die mitmachen wollen:
– Rettungs- und Krankentransport
– Gesundheits- und Soziale Dienste
– Ausbildung
– Verein
– Katastrophenhilfe
– Organisation von Blutspenden
– Jugendrotkreuz
– Zivildienst

Die Gründe für die Mitarbeit als Frei-
willigerbeimRotenKreuz sindgenauso
vielfältig und individuell verschieden
wie die Aufgabengebiete: Verantwor-
tung übernehmen, Gemeinschaft er-
leben, Freizeit gestalten,Mitmenschen
respektieren,Anerkennungbekommen,
Wissen erweitern, Ideen einbringen,
Sinn stiften,Kompetenzennutzenund
vielesmehr bekommtmanalsAntwort
von den rund 13.000 freiwilligen
Rotkreuz-Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern in Niederösterreich.

Informationen

www.roteskreuz.at/noe

k o m m u n a l i n f o d e s R o t e n K r e u z e s
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MitHilfe von Partnern aus der
Wirtschaft können Gemein-
den ihre Infrastruktur ohne

eigene Investitionen modernisieren,
den Energiebedarf senken und so Geld
sparen. Wie das funktioniert, zeigte
das erste Kommunalwirtschaftsforum,
das Ende März im Kloster Und in
Krems stattfand.

Werte in der Wirtschaft
DaVizekanzler JosefPröll,der alsHaupt-
redner am zweiten Veranstaltungstag
vorgesehenwar, krankheitsbedingt ab-
sagen musste, entschieden sich die
Veranstalter für einen Referenten aus
einem gänzlich anderen Gebiet: Maxi-
milianFürnsinn,Abt des StiftesHerzo-
genburg, sprachüberdieBedeutungvon
Werten in der Wirtschaft.
Angesichts derKrise seien,soFürnsinn,
ein Umdenken und ein Neuanfang an-
gesagt. Ursache der Krise sein nämlich
dasVersagen der Politik,weil diese der
Wirtschaft zu sehr freie Hand gelassen
habe. „PolitikhatRahmenbedingungen
zu schaffenundZukunftsperspektiven
zu bieten“, meinte der Abt.
Werte sind für Fürnsinn Entschei-
dungshilfen, die das Handeln beein-

flussen. Als Beispiele nannte er Nach-
haltigkeit, Solidarität undFairness. Das
Ziel müsse eine Marktwirtschaft mit
Verantwortung sein.

Wirtschaft hat großes
Interesse an den Gemeinden
In der abschließenden Podiumsdis-
kussion beleuchteten Gemeindebund-
Präsident Helmut Mödlhammer und
seineBürgermeisterkollegen IngeRinke
(Krems) und Gerhard Mock (St.
Veit/Glan) gemeinsame mit den Wirt-
schaftsvertretern Peter Engert (Raiff-
eisen-Leasing), Josef Stadlinger
(Siemens), Karl-Heinz Strauss (PORR)
und Wolfgang Vasko (VASKO+
PARTNER INGENIEURE) die aktuelle
Lage der Partnerschaft vonGemeinden
und Unternehmen.
Mödlhammer stellte fest,dass dieWirt-
schaft jetzt vielmehr Interessehabemit
denGemeindenzusammenzuarbeiten,
als noch vor einigen Jahren. Die Ge-
meinden seien ja vor allem deswegen
als Partner so interessant, weil sie für
so viele Dinge zuständig sind. „Wenn
die halbe Bundesregierung weg ist,

merkt das keinMensch.Aberwennder
Bürgermeister nicht da ist, dann steht
das Werkl.“
GerhardMockkritiserte,dass derBund
dieGemeinden inden letzten Jahrenzu-
nehmende aushungert. „Dabeimachen
wir, die Gemeinden, die Arbeit, die
eigentlichdieBundesregierungmachen
sollte. Nämlich Arbeitsplätze schaffen
und die Nahversorgung sichern!“ Und
Gastgeberin Inge Rinke unterstrich,
dass die Kommunen trotz enormer
Belastungen inden letzten Jahrenweiter
investiert haben.Das sei nurmitUnter-
stützung der Wirtschaft möglich
gewesen.
PORR-Chef Strauss machte die an-
wesendenVertreter vonFirmendarauf
aufmerksam, dass es gerade beim
Geschäft mit Gemeinden auf Hand-
schlagqualität ankomme. Es gab aber
auch Wünsche der Wirtschaft an die
Politik.So forderteetwaPeterEngertvon
den Gemeinden mehr Flexibilität und
schnellere Entscheidungen. UndWolf-
gang Vasko appellierte an die Bürger-
meister mehr Vertrauen in die private
Wirtschaft zu haben.

Neue Formen der
Partnerschaft
Das Kommunalwirtschaftsforum in Krems

Abt Maximilian Fürnsinn: „Politik hat
Rahmenbedingungen zu schaffen und
Zukunftsperspektiven zu bieten.“

Podiumsdiskussion mit Gemeindebundpräsident Helmut Mödlhammer und seinen
Bürgermeisterkollegen Inge Rinke (Krems) und Gerhard Mock (St. Veit/Glan) und
Vertretern aus der Wirtschaft.

k o m m u n a l i n f o
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ObSchule, Kindergarten, Amts-
haus oder Sporthalle; Investi-
tionen in Neuerrichtung und

Sanierung von öffentlichen Gebäuden
stehen häufig auf der Tagesordnung.
Energieeffizientes Bauen und Sanie-
ren, ein ganzheitliches Produkt von
Raiffeisen, bietet hiefür eine Lösung.
EinGebäudehatüber seineLebensdauer
betrachtet verschiedene Phasen: die
Planung, die Errichtung und die Nut-
zung. In jeder dieser Phasen entstehen
Kosten. Bisher war - auch aus Gründen
derSichtbarkeit - dasHauptaugenmerk
auf jene Kosten gerichtet, die bis zum
BeginnderNutzungsphase anfallen;die
Planungs-, Bau- und Finanzierungs-
kosten.Wird ein Gebäude jedoch über
dessengesamteLebensdauerbetrachtet,
sowird ersichtlich,dassderGroßteil der
Kosten in der Nutzungsphase anfällt.
In Zeiten des ökologischen Wandels
sowieder immer schwierigerenFinanz-
lage derKommunen ist es eineHeraus-
forderung für innovativeUnternehmen,
einProdukt anzubieten,welches sowohl
die immer stärker in den Vordergrund
tretendenökologischenGesichtspunkte
berücksichtigt, als auch eineLösung für
die Finanzierung bietet.
EnergieeffizientesBauenundSanieren,
ein Produkt von Raiffeisen, vereinigt
innovative Ansätze in der Errichtung
und Finanzierung von Gebäuden mit
Umwelt- undKostenbewusstseindurch
den nachhaltigen Einsatz von Energie
im Betrieb.

So stellen, neben einer Energieein-
spar-bzw. -verbrauchsgarantie, fixierte
Kosten für die Errichtung einen
wesentlichenBestandteil vonEnergie-
effizientem Bauen und Sanieren dar.
Investitionenwerden somit planbar zu
Beginn eines Projektes gedeckelt und
böse Überraschungen mit versteckten

Kosten vermieden. Auch setzt Ener-
gieeffizientes Bauen und Sanieren
besonders auf die Einbindung ortsan-
sässiger Betriebe, nicht nur um eine
regionale Wertschöpfung zu erhalten,
sondern auch um bestehendes Know-
How bestmöglich in ein Projekt einzu-
bringen.Eine fürdieGemeindeoptimale
Finanzierungvervollständigt dasPaket.
EinBeispiel fürEnergieeffizientesBauen
und Sanieren ist das neu errichtete
Gemeindezentrum in der Gemeinde
Irnfritz-Messern.
Raiffeisen ist es gelungen, 88 Prozent
der Wertschöpfung regional zu ver-
geben. Das Haus wurde barrierefrei
errichtet, und es wurde auf größtmög-
liche Energieeffizienz geachtet – die
Einsparungen im Energiebereich be-
tragen im Vergleich zum früheren
Gemeindeamt rund 59 Prozent, die
Wärmeversorgung erfolgt umwelt-
freundlich durch die örtliche Fernwär-
meanlage. Damit kann langfristig eine
deutliche Kosteneinsparung und eine
wesentliche ökologischeVerbesserung
sichergestellt werden.
Der Erfolg dieses und vieler weiterer
Projektezeigt,dassUmwelt- undKosten-
bewusstsein einhergehen können und
eine zukunftsorientierte Lösung zur
UmsetzungkommunalerBauvorhaben
bieten.

Ihre Vorteile
– Gesamtkosteneinsparung
– Vertraglich fix garantierte Energie-
einsparung / Energieverbrauch
– Garantierte Pauschal – Investitions-
summe
– MinimalerEigenaufwandermöglicht
durch einen kompetenten Ansprech-
partner (keine Schnittstellen)
– Maastrichtkonforme Finanzierung
– Zusätzliche Fördermöglichkeiten auf
GrundderEnergieeinsparungsgaran-
tie
– Maßnahmenumsetzung mit heimi-
schen Gewerbetreibenden
– CO2-Reduktion

Informationen

bei Ihrer örtlichenRaiffeisenbankoderbei

Raiffeisen-Leasing GmbH
Mag. Gottfried Heneis
Tel.: 01/716 01-8070
gottfried.heneis@rl.co.at
www.raiffeisen-leasing.at

Raiffeisenlandesbank NÖ-Wien AG
Christian Pelzmann,
Mag. Carolina Emsenhuber
Tel.: 051700-92944
office.kui@raiffeisenbank.at
www.raiffeisenbank.at

Energieeffizientes
Bauen und Sanieren
Ein innovatives Produkt von Raiffeisen

R a i f f e i s e n k o m m u n a l i n f o
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Die Sicherheit der Bevölkerung
hat in Niederösterreichs einen
sehr hohen Stellenwert. Dazu

zählt auch der Schutz vor Krisen- und
Katastrophenereignissen.
Gerade inden letzten JahrenwarNieder-
österreich mehrmals von Hochwasser-
und Unwetterereignissen stark be-
troffen. Aber auch die fortschreitende
Technisierungmit immerkomplexeren
Systemen und die Zunahme des Ver-
kehrs führenzu immerhöherenRisiken.
Gleichzeitig hat auch das Informati-
onsbedürfnis der Bevölkerung und der
Medien stark zugenommen.
Im Anlassfall haben daher gerade die
Gemeinden eine wichtige und verant-
wortungsvolleKoordinierungsaufgabe,
wenn es darumgeht,Krisen- undKata-
strophenereignisse zu bewältigen.
Das frühe ErkennenundBewerten von
potentiellen Gefahren, die Vorberei-
tungvonMaßnahmen,die aktuelleVer-
fügbarkeit von Daten und Ressourcen,
aberganzbesondersdie Informationder
Bevölkerung sind wichtige Vorausset-
zungen für ein effizientes Krisen- und
Katastrophenschutzmanagement.
Das Land Niederösterreich hat

gemeinsam mit seinen Partnerorgani-
sationenaufdiese geändertenRahmen-
bedingungen entsprechend reagiert
und Konzepte für die Zukunft erar-
beitet.

„Uns war es ein großes Anliegen, neue
Instrumente undbedarfsorientierteAus-
bildungsangebote für die Gemeinden
zuentwickeln,damit eineeinheitlicheund
rasche, vor allem aber, eine personal-

Über 700 Verantwortungsträger der Gemeinden wurden bereits mit Modul 1
geschult.

Krisen- und Katastrophen-
schutzmanagement in NÖ
Zweistufiges Ausbildungskonzept in den Gemeinden

Das Angebot des Landes für die Gemeinden umfasst:
– ein Risikomanagementwerkzeug zur einheitlichen Beurteilung des Risikos von erkannten Gefahren im Gemeinde-
gebiet (Modul 1)
– Nutzung von FDISK zur Verwaltung der Katastrophenschutz- und Sonderalarmpläne (Modul 2)
– Digitalfunkgeräte für die behördliche Einsatzleitung auf Gemeindeebene (Anschaffungskosten für Funkgeräte ca.
600 Euro/Gerät), Benutzung kostenlos, Bestellung über Abt. IVW4 – Feuerwehr und Zivilschutz)
– einumfangreiches Schulungsangebot zur nachhaltigenAnwendungderWerkzeuge aufGemeinde- undBezirksebene

– Modul 1 (2 Tage, Kursbeitrag: 47 Euro)
– Modul 2 (1 Tag, Kursbeitrag: 27 Euro)

– Unterstützungsleistung bei der Erstellung der Pläne im System FDISK – kostenlos
– Schulungen für die optimale Anwendung von Frühwarn- und Prognosesystemen - kostenlos
– Kostenlose Führungs- und Stabsausbildung fürMitglieder der behördlichen Einsatzleitung an der NÖ Landes-Feuer-
wehrschule

k o m m u n a l i n f o
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schonende Vorbereitung auf zukünftige
BedrohungenundKatastrophenmöglich
ist“, betont der für das Feuerwehr- und
Katastrophenschutzwesen zuständige
Landesrat Stephan Pernkopf.
Das Katastrophenschutzmanagement
des Landes NÖ beginnt mit dem Er-
kennen von Gefahren und Risiken und
deren Beurteilung. Basierend auf den
ErkenntnissenderRisikoanalyse ist eine
gute und effiziente Katastrophen-
schutzplanung möglich.
DiesebeidenSchritte eines zeitgemäßen
Katastrophenschutzmanagements will
das Land NÖ mit einem zweistufigen
Ausbildungskonzept indenGemeinden
umsetzen.

Ausbildungsmodul 1
Der NÖ Zivilschutzverband führt nun
seit Mai 2009 im Auftrag der Landes-
regierung die Ausbildung Krisen- und
Katastrophenschutzmanagement in
Niederösterreich durch.
Rund 320 Gemeinden haben bereits
das „Modul 1“ absolviert. Bei den Kurs-
bewertungen wurde aufgezeigt, dass

auchkatastrophengeprüfteGemeinden
wichtige Informationen im Katastro-
phenschutzmanagement in ihre Ge-
meinde mitnehmen konnten.
IndieserSchulung stehendasErkennen
und das Beurteilen von Gefahren im
Vordergrund. Aber auch die Erstellung
von Katastrophenschutzplänen und
Sonderalarmplänen für bestimmte Er-
eignisse werden erlernt.

Katastrophenschutzpläne
sollen digitalisiert werden
Um für den Notfall gerüstet zu sein,
müssen wie in allen anderen Bundes-
ländern auch in Niederösterreich die
Gemeinden, die Bezirke und das Land
NÖKatastrophenschutzpläne erstellen.
Bis dato hat jede Gemeinde ihren Plan
meist in einem Textverarbeitungspro-
gramm niedergeschrieben. Wichtige
Daten wurden somit mehrfach in
verschiedensten Plänen eingetragen.
DieAktualisierungderDaten erforderte
enorm viel Zeit und Arbeit.
DamitdiesePlänezukünftignochbesser
aufeinander abgestimmt sindundwich-

tigeKatastrophenschutzdateneinfacher
aktualisiert werden können, setzt das
LandNiederösterreich auf ein imFeuer-
wehrwesen bereits erfolgreich einge-
setztes Datenverarbeitungsprogramm
(siehe Info Box FDISK).

Um den Gemeinden die Nutzung des
Programmes zu ermöglichen,bietet das
Land NÖ mit Unterstützung des NÖ
Zivilschutzverbandes Schulungen an.
Voraussetzung für die Teilnahme an
diesem Ausbildungsmodul 2 ist die
AbsolvierungdesAusbildungsmoduls1.

Ausbildungsmodul 2
Erlernen der ersten Schritte in FDISK
und Digitalisierung des Katastrophen-
schutzplanes.

Das Land NÖ will FDISK nutzen, um zukünftig die Katastrophenschutzpläne
auf Gemeinde, Bezirks- und Landesebene einheitlich zu erstellen.

Was ist FDISK?

Das Feuerwehrdateninformationssystem und Katastrophenschutzmanage-
ment (FDISK) wurde vomNÖ Landesfeuerwehrverband entwickelt und wird
im Feuerwehrbereich bereits in fünf Bundesländer eingesetzt (Niederöster-
reich, Salzburg, Steiermark, Tirol,Wien).
Aktuellwerden3.057Feuerwehrenmit ca. 200.000Mitgliedernverwaltet. 35.000
FDISK Benutzer sind im System angemeldet und garantieren einen hohen
Aktualisierungsgrad der Daten. In Niederösterreich wird ebenso die gesamte
Kurs- undBewerbsadministration über das Systemabgewickelt. Das LandNÖ
will nun die bestehende Struktur des Programms nutzen, um zukünftig die
Katastrophenschutzpläne auf Gemeinde, Bezirks- und Landesebene einheit-
lich zu erstellen.

Landesrat
Stephan Pernkopf

„Geschätzte Bürgermeisterinnen und
Bürgermeister, ich darf Sie einladen
von diesen neuen Möglichkeiten
Gebrauch zumachenundgemeinsam
mit uns den NÖ Katastrophenschutz
als Basis für Stabilität,Sicherheit und
Lebensqualität in unserem Land
weiterzuentwickeln.“

LAbg. Johann Hofbauer,
Präsident des NÖ
Zivilschutzverbandes
„Die Aufgabe des NÖ Zivilschutzver-
bandes ist es, zu informieren und zu
schulen. Sowohl die Bevölkerung als
auch die Zivilschutzbeauftragten der
Gemeinden. Wir unterstützen die
Verantwortlichen in den Gemeinden
in ihrer Informationspflicht für die
Bevölkerung, um sie auf einen mögli-
chenKatastrophenfall vorzubereiten.
Geradedieaktuelle Situation in Japan
zeigt uns, wie wichtig die Eigenvor-
sorge jedes einzelnen/jeder einzelnen
ist. Damit im Akutfall persönliche
Sicherheit und Vorsorge soweit wie
möglich gegeben ist und in Ruhe und
Besonnenheit das Notwendige zum
Schutz der Allgemeinheit getan
werden kann und alle Einsatzorgani-
sationen und Freiwillige bestens
geschult zur Verfügung stehen.“

k o m m u n a l i n f o
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150 Bürgermeister kamen zum
vom Forum-Land veranstalteten
23. Österreichischen Bürgermeis-

tertag in das Francisco-Josephinum in
Wieselburg. Organisator Sixtus Lanner
hatte die Diskussionsveranstaltung
mit dem Titel „Unsere Gemeinden:
Immer mehr Aufgaben. Immer weni-
ger Geld. Wohin soll das führen?“
überschrieben und mit Rechnungs-
hofpräsident Josef Moser, ÖVP-Klub-
obmann Karlheinz Kopf und GVV-
Vizepräsident Karl Moser drei hoch-
karätige Referenten um Antworten
gebeten.
Rechnungshofpräsident Josef Moser
forderte eineneueRegelungdesFinanz-
lastenausgleichs und die Abschaffung
desabgestuftenBevölkerungsschlüssels,
um die Benachteiligung kleinerer
Gemeinden zu beenden.

ÖVP-Klubobmann Kopf forderte Effi-
zienzsteigerungbei denKostentreibern
soziale Wohlfahrt, Gesundheit und
Pflege. Hiermüsse die jährliche Steige-
rung an dasWirtschaftswachstum von
derzeit 2Prozent angepasstwerden. Im
österreichischen Gesundheitswesen,
das zu den besten, aber auch teuersten
Systemen der Welt gehöre, ortet Kopf
einSparpotenzial von10bis 20Prozent
ohne spürbare Qualitätseinbußen.
Besonders bei den Spitälern seien
Reformen nötig,meinte er in Richtung
von Gesundheitsminister Stöger.
GVV-Vize Karl Moser warnte die
Gemeinden vor einem Konkurrenz-
kampf um Betriebsansiedlungen oder
Gemeindebürger: „Es ist sinnlos,wenn
Gemeinden einen Wettbewerb darin
führen,die besserenBetriebskeiler oder
Kopfgeldjäger zu sein“, betonte er.

„Mehr Aufgaben, weniger Geld“
23. Österreichischer Bürgermeistertag

150 Bürgermeister und zahlreiche
Gäste kamen zum 23. Bürgermeister-
tag nach Wieselburg.

Energie sparen ist in den meisten
Fällen ganz leicht. Mit einer
thermischen Gesamtsanierung

des Eigenheimes werden Energie- und
Betriebskosten gesenkt, der Gebäude-
wert gesichert und eine langfristige
Erhaltung der Bausubstanz garantiert.
Beispiele von bereits sanierten Häu-
sern zeigen, dass bei einer optimal
abgestimmten Sanierung Einsparun-
gen von durchschnittlich 70 Prozent
des Heizenergiebedarfs zu erzielen
sind.
Dabei schont die Modernisierung der
eigenen vierWändenicht nur die Geld-
börse, sondern auch die Umwelt. Jeder
Einzelne kann hier seinen Beitrag zum
Klimaschutz leisten – und mit zahlrei-
chen Ein- und Zweifamilienhäusern
liegt gerade in Niederösterreich hier
großes Energiesparpotenzial.

Ihr Sanierungstipp:
WarumAußenwände dämmen?
– durchschnittlich 30ProzentEinspa-
rungderHeizkostendurchdenVoll-
wärmeschutz
„Das Haus einpacken“ – Die Wärme-
dämmung des Gebäudes ist heute das
UmundAuf.Mandämmtnachträglich
um Energie einzusparen und die Heiz-
kosten inZukunft sogeringwiemöglich
zu halten. Ein sehr angenehmer Faktor
ist, neben der Senkung der Betriebsko-
sten, die gesteigerte Behaglichkeit in
einem gedämmten Haus.

Informationen
NÖ Wohnbau-Hotline 02742/22133
(Mo.-Do.von8-16Uhr,Fr.von8-14Uhr)
www.noe.gv.at
www.noe-wohnservice.at

Sanieren Sie jetzt Ihr Zuhause in NÖ!

Mit der thermischen Sanierung Ihres Hauses auf Erfolgskurs

Landeshauptmann-Stellvertreter
Wolfgang Sobotka: „Am besten nicht
mehr lange warten – die Bausaison
beginnt, die Förderung steht! Alles
Gute für Ihr Zuhause.”
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SonnenKraft-
Potenzialanalyse
Natürliche Ressourcen bestmöglich nutzen

Erneuerbare Energien sind die
großen Hoffnungsträger, wenn
es um unsere künftige Energie-

versorgung geht. Photovoltaik wird
dabei als erneuerbare Stromquelle mit
einem besonders hohen Potenzial ein-
gestuft.

Einige NÖ Gemeinden haben dazu
schon Pilotprojekte gestartet und als
echte Vorreiter Photovoltaik-Anlagen
auf Gemeindegebäuden – Rathaus,
Schule, Kindergarten – errichtet. Auch
immer mehr Privatpersonen interes-
sieren sich fürdieErrichtungvonPhoto-
voltaik-Anlagen.
Gerade bei der Nutzung von Sonnen-
energiehängt aberder erzielbareErtrag
ganz wesentlich von einer optimalen
Positionierung und Ausrichtung der
Anlage zur Sonne ab. Also stellen sich
folgende Fragen:

– Welche Flächen sind besonders gut
geeignet?
– Wo ist zumindest ein guter bismittel-
mäßiger Ertrag zu erwarten?
– WelcheStandorte sollten lieber sofort
ausgeschieden werden?

DieSonnenKraft-Potenzialanalysekann
Ihnen diese Fragen beantworten. Im
Rahmen der SonnenKraft-Potenzial-

analyse werden alle bestehenden
Gebäude und sonstigen Flächen einer
Gemeinde hinsichtlich Ihrer Sonnen-
Kraft-Eignungbewertet. Diewichtigste
Datengrundlage für die Analyse ist ein
hochauflösendes digitales Geländemo-
dell, das im Auftrag der EVN erstellt
wurde.
Die Analyse berücksichtigt
– Ausrichtung entsprechend der
Himmelsrichtung,
– Dach- und Geländeneigung,
– Nahverschattungdurchz. B.Gebäude,
Vegetation,
– Fernverschattung durch Geländeer-
hebungen,

– Berechnung der Sonnenscheindauer
und der Verschattung,
– Einstrahlungsenergie.

Erstmals können damit potenzielle
Standorte für Solar- und Photovoltai-
kanlagen flächendeckend klassifiziert
werden.
DieSonnenKraft-Potenzialanalyse zeigt
Ihnen,welcheGebäude IhrerGemeinde
für PV-Anlagen geeignet sind und
sichert damit Ihre Investitionen in eine
klimaschonende Energiezukunft ab.
DieSonnenKraft-Potenzialanalysekann
nicht zuletzt den Einstieg Ihrer Ge-
meinde in eine nachhaltige Energie-
zukunft einleiten. Die Energie-Profis
der EVN stehen Ihnen dabei gerne zur
Seite und begleiten Sie von der Stand-
ortbestimmung bis zur Umsetzung
eines Gesamtkonzepts.

Interessiert?

Kontaktieren Sie Ihre/n EVN
Kundenbetreuer/in oder rufen Sie
uns an: 02236 200 20500.

Info-Abende in Ihrer Gemeinde

Das Interesse an privaten Sonnen-Kraftwerken in Niederösterreich wächst
ständig. Mit den Daten aus der EVN SonnenKraft-Potenzialanalyse können
Sie Ihren Bürgerinnen und Bürgern fundierte Grundlagen für eine Kaufent-
scheidung anbieten. Auf Wunsch bietet Ihnen das EVN SonnenKraft-Team
Infoabende in Ihrer Gemeinde, die gemeinsam mit dem Bürgermeister oder
anderen Gemeindevertretern organisiert werden. Gemeinsam mit Ihnen
informieren wir Interessierte über die Möglichkeiten und Voraussetzungen
für die Errichtung von PV-Anlagen.

E
.E

.

Die SonnenKraft-Potenzialanalyse kann den Einstieg der Gemeinde in eine
nachhaltige Energiezukunft einleiten.
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Gerade Kinder sind im Straßen-
verkehr besonders gefährdet.
Sie wissen oft noch nicht, wie

man sich richtig verhält und handeln
in gefährlichen Situationen oft anders
als Autofahrer es erwarten.

Unzählige Faktoren können einen
Zusammenstoß auslösen, doch nur
wenige können einen verhindern.
EinewirkungsvolleMethode,umAuto-
fahrer auf Kinder aufmerksam zu
machen,könnenHinweisschilder sein.
Neben den vorgeschriebenen Ver-
kehrszeichen haben Gemeinden die
Möglichkeit, auch zusätzliche Schilder
anzubringen,die zu erhöhterAufmerk-
samkeit mahnen.

Der Österreichische Kommunalverlag
setzt sich schon seit langemmit Fragen
derVerkehrssicherheit auseinanderund
bietet Gemeinden die bewährten Hin-
weisschilder „Alexandra“ und „Fabian“,
die beiAutofahrern fürmehrAufmerk-
samkeit sorgen sollen. Die beiden –
jeweils eine Tafel mit der Aufschrift
„VorsichtKinder“überdenKopfhaltend
– appellieren an das Verantwortungs-
gefühl, daswirgegenüberdenschwächs-
tenVerkehrsteilnehmernhaben sollten.
Alexandra und Fabian sind bereits in
vielen Gemeinden, vor allem vor
Schulen,KindergärtenundSpielplätzen
imEinsatz –überall dort,woaufKinder,
die vielleicht die Straße überqueren
wollen, aufzupassen ist.

Umdie „VorsichtKinder“-Schildernoch
mehrGemeindenzukommenzu lassen,
veranstaltenderKommunalverlag und
die HYPO NOE Gruppe jetzt ein
Gewinnspiel,bei dem30dieserSchilder
(je15-malAlexandraundFabian)verlost
werden.

„Mit der Ver-
losung von
‚Alexandra‘
und ‚Fabian‘
wollen wir ein
Zeichen setzen,
dass wir uns
nicht nur um
Sicherheit bei
unseren Finanzie-
rungen bemühen,
sondern auch die
Sicherheit
unserer Kinder
unterstützen“, erklärt
Peter Harold, Vorstands-
vorsitzender der HYPO
NOE Gruppe. Als Bank des
Landes NÖ bietet sie
individuelle und maß-
geschneiderte Finanzie-
rungslösungen an und ist
ein solider Partner der
niederösterreichischen
Gemeinden. Persönliche
Betreuung und Vertrauen
sind dabei ein wichtiges
Anliegen.

k o m m u n a l i n f o
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Mehr Sicherheit für Kinder
mit Alexandra und Fabian
HYPO NOE Gruppe und Kommunalverlag veranstalten
Gewinnspiel für Gemeinden

Die Gewinnspielfrage:

Wie heißen die beiden Kinder, die die „Vorsicht Kinder!“-Schilder halten?

Schicken Sie die richtige Lösung mit Ihren Kontaktdaten an:
Österreichischer Kommunalverlag, Löwelstraße 6, 1010Wien
oder an gewinnspiel@kommunal.at
Kennwort/Betreff „Gewinnspiel NÖ GEMEINDE“.

Die Verlosung findet im Juni statt.



Maßgeschneidertes
Energiepaket für Gemeinden
Landesrat Pernkopf: 100 Prozent Ökostrom bis 2015 in Niederösterreich

100 Prozent sauberer Strom für
Niederösterreich“, so lautet das
Energieziel von Energie-Landes-

rat Dr. Stephan Pernkopf. Schon 2015
soll demnach der landesweite Bedarf
an Elektrizität aus Wasser, Wind,
Sonne und Biomasse erzeugt werden.
„Um dieses ambitionierte Vorhaben
umsetzen zu können, brauchen wir
die volle Unterstützung unserer
Gemeinden“, betont Pernkopf. Das
Energie-Gemeinde-Paket des Landes
bietet neue Anreize für Gemeinden,
um zusätzliche Projekte im Bereich
Energie, Umwelt und Klima zu star-
ten.

ImEnergie-Gemeinde-Paket gebündelt
sind sämtliche Leistungen des Landes
zuBildung,BeratungundFörderung im
Feld der Erneuerbaren Energie. Und es
gibt viel Neues für die Gemeinden:

– Das Service-Telefon für Funktionäre
als erste Anlaufstelle bei Energie-
Fragen: 0 27 42/ 221 444
– Die neue Energie-Gemeinde-Home-
page:
www.gemeinden.energieberatung-
noe.at
– Das Energie-Gemeinde-Handbuch
bietet eine Übersicht zu allen rele-
vanten Veranstaltungen, Bildungs-
angebotenundPartnern.Esbeschreibt
dieRechte undPflichtenderUmwelt-
gemeinderäte und ist die Arbeitsun-
terlage für alle engagiertenMandatare
– Bildungsscheck:Weiterbildung zum
Thema Energie, Umwelt und Klima
wirdmit bis zu 500 Euro unterstützt;
– FörderratgeberKlima:Übersichtliche
Zusammenstellung aller relevanten
Förderungen für Gemeinden – Quar-
talsweise aktuell alsDownloadaufder
Energie-Gemeinde-Homepage

„Mit dem Energie-Gemeinde-Paket hat
das Land eine neue Plattform ge-
schaffen.Eshandelt sichdabeinichtum
einenGeschenkskorb, sondernumeine
wichtige Unterstützung für all jene
Gemeinden, die in Richtung Energie-
Unabhängigkeit streben“, so Pernkopf.

Landesrat
Stephan
Pernkopf:
„Im Energie-
Gemeinde-
Paket sind
sämtliche
Leistungen
des Landes
zu Bildung,
Beratung
und Förderung
im Feld der
Erneuerbaren
Energie
gebündelt.“

Informationen
Alle weiteren Informationen, das
Energie-Gemeinde-Handbuch und
den Förderratgeber, erhalten Inter-
essierte über das Service-Telefon
(02742/221 444) oder über die
Energie-Gemeinde-Homepage:
www.gemeinden.energieberatung-
noe.at
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von Prof. Dr. Franz Oswald

Er hat ein nicht ganz leichtes
Erbe angetreten, seine Vorgän-
gerin war keine Geringere als

Sissy Roth-Halvax, die viel zu früh
Verstorbene, für ihn ist sie Vorbild:
Patrick Rosner, Geschäftsführender
Gemeinderat in Gramatneusiedl, seit
Juni vorigen Jahres auch GVV-Bezirks-
obmann in Wien-Umgebung.

Rosner ist der jüngste Bezirksobmann,
und dies – was neu ist – als Vertreter
einer VP-Minderheitsgemeinde. „Das
war so auch beabsichtigt. In einem für
die ÖVP politisch nicht ganz leichten
BezirkmitmehrerenSP-Bürgermeistern
sollte ganz bewusst ein VP-Minder-
heitsvertreter den Bezirksobmann
machen“, erinnert sich Rosner an die
Motive seiner Wahl.

Landjugend-Bundesobmann,
Gemeinderat
Geboren am 25. Mai 1976 als Sohn
einer Volksschuldirektorin und eines
Angestelltenwurde er inderUnterstufe
des Salesianer-GymnasiumsUnterwal-
tersdorf katholisch erzogen und fühlt
sich – was sein Verhältnis zur Kirche
betrifft – durchaus als Anhänger eines
Reformkurses („Frauen in kirchliche
Ämter!“). 1995 maturierte er an der
HTLfürEDVundOrganisation inWien-
Spengergasse und trat in die CA (jetzt
UniCredit) ein,wo er heute Projektma-
nager für den Zahlungsverkehr ist.
PolitischesundorgansiatorischesTalent
bewies Rosner in der Landjugend, wo
er es bis zum Bundesobmann brachte.
2005 zog er in den Gemeinderat ein.
2010 war er VP-Spitzenkandidat und
eroberte fünfMandate. „Mit dem sech-
sten Mandat, für das uns nur sechs

Simmen fehlten, wäre zusammen mit
denKleingruppen imGemeinderat der
Bürgermeister drin gewesen“, verweist
Rosner auf durchaus vorhandeneMög-
lichkeiten eines Umschwungs im erz-
roten Gramatneusiedl, wo die SPÖ
zuletzt drei Mandate verloren hatte.

Am Puls der Gemeinde
Jetzt, als Geschäftsführender Gemein-
derat fürZivil- undKatastrophenschutz
(„InZeitenwiediesengarnicht sounin-
teressant“), bemüht sich Rosner um –
durchaus kantige –Sachlichkeit und ist
gegenVerhaberung.Als einer,der selbst
täglichmitdemZugnachWienpendelt,
hat er zweifellos die Hand am Puls der
typischen Pendlergemeinde Gramat-
neusiedl, die mit ihren derzeit 2900
Einwohnern ständig am Wachsen ist.
Kritisch sieht er daher die örtlicheSied-
lungspolitik: „Man kann nicht ständig
Baugründe aufschließen, ohne für die
nötige Infrastruktur – einschließlich
Schulbauten – zu sorgen“, zeigt Rosner
Fehlentwicklungen auf, die auch auf
andere wachsende Gemeinden des
Bezirkes zutreffen.
WasdieGemeindeprobleme insgesamt

betrifft, so sind sie im Bezirk nicht
anders als sonstwo.DieSchere zwischen
(Sozial-)ausgabenundEinnahmengeht
immer mehr auf, neue Finanz- und
Organisationsmodelle ebenso wie ein
rigoroser Sparkurs seien unerlässlich,
betontRosner.Als Bezirksobmannhält
er Kontakt mit den VP-Obmänner,
Bürgermeistern und anderen Gemein-
devertreterndesBezirks,oft perTelefon
und via E-Mail. Auch da liegt Rosner –
Stichwort E-Government – voll im
Trend.

Zugtrupp-Kommandant
Der Familienvater (mit einer Kinder-
gärtnerin als Gattin und einem einjäh-
rigemSohn)hat,nebenBeachvolleyball,
vor allem ein Hobby: die Feuerwehr.
Hier ist erZugtrupp-Kommandant,viel-
leicht einewichtige Stufe auf demWeg
zum „Kommandanten“ der Gemeinde.
Auch hier sieht er den Weg von Sissy
Roth-HalvaxalsVorbild:Sie gingalsVP-
Minderheitsvertreterin ihrerGemeinde
vonWohnung zuWohnung, direkt auf
die Menschen zu und wurde Bürger-
meisterin. Patrick Rosner ist offenbar
auf einem gutenWeg.

EDV-Experte, Gemeinderat,
Feuerwehrmann
Patrick Rosner – GVV-Bezirksobmann in Wien-Umgebung

Patrick Rosner mit Landesrätin Johanna Mikl-Leitner bei der Eröffnung des
neuen Kindergartens.

p e r s o n a l i a
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Großes Interesse an den Produk-
ten und eine überaus positive
Stimmung kennzeichneten die

23. gemdat-Fachmesse für kommu-
nale Softwarelösungen. Ein buntes
Programm an Vorträgen und eine um-
fangreiche Produktpräsentation an
fünfzehn Präsentationsständen gab
den Besucherinnen und Besuchern
die Möglichkeit, sich vom Leistungs-
umfang der Produkte der gemdat NÖ
und deren Nutzen für den täglichen
Einsatz in der Gemeindeverwaltung
zu überzeugen.
Großes Interesse gab es anK.I.M.-ELAK
derelektronischenAktenverwaltung,die
mittlerweile in alle Sachdatenanwen-
dungen integriert wurde.Weiters fand
die LMR- und GIS-Integration in die
K.I.M.-Umgebung großen Anklang.
K.I.M.-Standesamt mit elektronischen

Mitteilungsverfahren,Web-Kevin,Kom-
munalnet, Funkauslesung derWasser-
zähler und die neuen Systemsoftware-
produkte vonMicrosoft waren weitere
wesentliche Anziehungspunkte der
Besucher.

Unter den zahlreichen Besuchern aus
Städten, Gemeinden und Gemeinde-
verbändenbefandensichunteranderem
auchLandtagspräsidentHerbertNowo-
hradsky und Alfred Gehart vom Ge-
meindereferatderNÖLandesregierung.

Das Waldviertler Prämonstraten-
ser-Chorherrenstift Geras ist
bis Ende Oktober Schauplatz

einer großen Feuerwehrausstellung.
„Im Jahr der Freiwilligen bietet sich
hier eine passende Gelegenheit, die
Feuerwehren, ihre Entstehung, ihre
Entwicklungen und all ihre Leistun-
gen in einem wunderbaren Rahmen
zu präsentieren“, kommentiert Nie-
derösterreichs Landesfeuerwehrkom-
mandant Präsident Josef Buchta den
Beschluss des Landesfeuerwehrrates,
diese Ausstellung gestalten zu lassen.
Gezeigt wird ein Querschnitt aller
Dienstleistungen,die Freiwillige Feuer-
wehren zu bewältigen imstande sind.
Dazu werden selbstverständlich histo-
rischeFahrzeugeundGerätepräsentiert,
ebenso wie alte und neue Uniformen
und alles, was dazugehört. Auch die

Jüngstenwerdennicht zukurzkommen
– sie werden sich in einer eigenen
Kindereckeauchaktivbetätigenkönnen.
Besondere Exponate sollen Besuchern
inderWinterkapellepräsentiertwerden
–dortwirdZeit fürBesinnungundRuhe
sein. Dort werden auch Menschen zu
Wort kommen,die in irgendeiner Form
betroffen waren oder sind.
Auch den Feuerwehrheiligen, allen
voran dem Heiligen Florian, wird eine
Sequenz der Ausstellung gewidmet
sein.
Die Ausstellung, zu welcher der NÖ
Landesfeuerwehrverband den Kunst-
undKulturhistorikerHannesEtzlstorfer
gewinnen konnte, wird am 6. Mai an-
lässlichdesFloriani-EmpfangesdesNÖ
Landesfeuerwehrverbandes feierlich
eröffnet und ist ab 7. Mai öffentlich
zugänglich.

Vom Löscheimer zur Katastrophenhilfe

Große Feuerwehrausstellung in Stift Geras

Die Fachmesse der gemdat
Besucher vom Lösungsangebot beeindruckt

Großes Interesse gab es an K.I.M.-ELAK der elektronischen Aktenverwaltung,
die mittlerweile in alle Sachdatenanwendungen integriert wurde.
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von Prof. Dr. Franz Oswald

Fehlentwicklungen,Misswirtschaft,
Unterschlagung und fehlende
Kontrolle sind Begriffe, die

zunehmend auch den öffentlichen
Bereich, und damit auch Gemeinden,
betreffen. Der Ruf nach neuen Kon-
trollsystemen wird lauter, zumal
bestehende Kontrollen vielfach nicht
mehr ausreichen. Hier schaltet sich
nun auch die Kommunalakademie
Niederösterreich ein und hat beim
einschlägigen Unternehmen „caring
beyond solutions“ eine Studie in Auf-
trag gegeben, deren Ergebnisse auf
165 Seiten vorliegen. Jetzt wurde ein
Pilotversuch in fünf NÖ Gemeinden
gestartet.

Risken konrolliert begegnen
GenauerTitel derStudie:Möglichkeiten
der Einführung interner Kontrollsys-
teme (IKS) in die Verwaltungsabläufe
derGemeinden inNiederösterreich. Sie
zeigt zunächst beispielhaft auf, wo
Risken in den Gemeinden bestehen
und wie diesen durch geeignete
Kontrollen ambestenbegegnetwerden
kann. Erfahrungen von öffentlichen
Stellen mit IKS wurden eingearbeitet,
entsprechendeEmpfehlungenüber die
systematisierte Einführung eines IKS
in Gemeinden des Landes werden
gegeben.

Mehr Gemeinde-Effizienz
durch IKS
DiewichtigstenErkenntnissederStudie:
– Bestehende interne Kontrollen
genügenmeist nichtmehr,es fehlt ein
nachvollziehbares internes Kontroll-
system, das auch veränderten
Rahmenbedingungen angepasst
werden kann.

– Nationaleund internationaleBeispiele
zeigendieEffizienzvon IKS imöffent-
lichen Sektor, zeigen Einsparungs-
effekte und sinnvolle Reformschritte
und damit letztlich mehr Bürgerser-
vice auf.
– Grundvoraussetzung für die erfolg-
reicheEinführungvon IKS ist entspre-
chendes Prozessmanagement, was
nur durch laufende Schulungen
möglich ist.
– DieAuswahl der geeignetenMethode
zur Einführung von IKS kann durch
Pilotprojekte in ausgewählten
Gemeinden sichergestellt werden.
(Was, wie am Schluss dieses Beitrags
dargestellt wird, soeben geschieht.)
– Grundsätzlich wichtig: IKS ist
Führungsaufgabe und zudem von
allen Mitarbeitern einer Gemeinde
zu leben.

Probelauf in fünf
NÖ Gemeinden
Zum Pilotprojekt: Unter Leitung des
Akademie-Vorsitzenden Christian
Schneider fand kürzlich eine Startbe-
sprechung zur Durchführung eines in
der Studie geforderten Pilotprojektes

statt, wobei hier fünf NÖ Gemeinden
einbezogen sind: Korneuburg für den
städtischenSektor,HainfeldundTraisen
für mittlere sowie Atzenbrugg und
Markersdorf-Haindorf für kleinere
Gemeinden. Die Leitung des Projektes,
das bis Herbst abgeschlossen werden
soll, hat die frühere Justizministerin
KarinGastinger.AlsNutzenvon IKS für
NÖGemeindenwird formuliert:Verhin-
derungbzw.AufdeckungvonSchwach-
stellen und Lücken, Reduzierung des
Amts-undOrganhaftungsrisikos,Sicher-
heit durch Transparenz der Abläufe,
RiskenundKontrollen,bessereQualität
der Arbeitsabläufe, Stärkung des Kon-
trollbewusstseinsderGemeindebediens-
teten, Unterstützung bei Erreichung
der Gemeindeziele, Möglichkeiten der
Kosten- und Zeitersparnis. Schneider
dazugrundsätzlich: „MitdiesemProjekt
erweist die Akademie einmal mehr ihr
vorausschauendesDenkenundHandeln
auf wissenschaftlicher Basis. Unsere
Gemeinden, schon jetzt mehrfach
kontrolliert, unterziehen sich damit
freiwillig eine zusätzliche Kontrollin-
stanz,womit sichderRufnachweiteren
Kontrollen wohl erübrigt.“

Gemeindekontrolle
mit neuem System
Das Pilotprojekt IKS kommt jetzt in fünf NÖ Geminden

Unter Leitung des Akademie-Vorsitzenden Christian Schneider fand eine Start-
besprechung zur Durchführung eines IKS-Pilotprojektes statt

k o m m u n a l i n f o
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Daheim in NÖ
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Die Erhaltung und Aufwertung
der Grün- und Naherholungs-
räume hat in den Wiener Um-

landgemeinden eine hohe Priorität.
Allerdings fehlen meist die finanziel-
len Mittel, um vor allem die regional
bedeutsamen Projekte umzusetzen.
Auf der anderen Seite fließt bei der
Umsetzung größerer Bauvorhaben (v.a.
bei UVP-pflichtigen Infrastrukturpro-
jekten) viel Geld in die Umsetzung
von ökologischen Ersatz- und Aus-
gleichsmaßnahmen.

Das Landschaftskonto
ImRahmendesStadtUmlandManage-
ments Wien Niederösterreich (SUM)
wurde nunmit dem Landschaftskonto
ein Instrument entwickelt, um Ersatz-
und Ausgleichsmaßnahmen auf regio-
naler Ebene bestmöglich zu koordi-
nieren, an abgestimmten Leitzielen zu
orientieren und zielgerichtet an den
regional optimalen Standorten umzu-
setzen.
Investoren und Projektwerber profi-
tieren von einem regional und fachlich
abgestimmten Angebot an geeigneten
Flächen für notwendige, vorgeschrie-
beneErsatzmaßnahmen.Regionenund
Gemeinden erhalten dadurch dieMög-
lichkeit, ihreGrünraumprojekte leichter
umzusetzen.
Mit folgenden Schritten soll das Land-
schaftskonto nun etabliert und arbeits-
fähig werden:
In einem ersten Schritt werden unter
Federführung des Stadt Umland

Managements gemeinsammit den Ge-
meinden imsüdlichenWienerUmland
jene Flächen erfasst,
– die für eine von denGemeinden bzw.
von der Region angestrebte Grün-
raumentwicklungwesentlichundrele-
vant sind und
– für etwaige Ersatz- und Ausgleichs-
maßnahmen verfügbar sind oder in
einemZeithorizont bis zu fünf Jahren
verfügbar gemacht werden können.

Wichtig ist,dass die genanntenFlächen
für die Umsetzung von vorhandenen
Grünraum-undLandschaftskonzepten
von Bedeutung sind oder dass sie Be-
standteil von „Regionalen Grünzonen“
oder „Erhaltenswerten Landschafts-
teilen“ (laut gültigemRegionalenRaum-
ordnungsprogrammWienUmlandSüd)
sind.
Die Rückmeldungen bzw. die nomi-
nierten Flächen werden in einem

zweiten Schritt im Rahmen des SUM
in einer Datenbank zusammengefasst
und von Experten der Länder fachlich
beurteilt. Damit soll gewährleistet
werden,dassdieFlächen fürbehördlich
vorgeschriebene Ersatzmaßnahmen
geeignet sind. Inweiterer Folge können
sich InvestorennachgeeignetenFlächen
erkundigenundwerdendannzur ange-
führten Kontaktperson der Gemeinde
vermittelt.

Ständige Weiterentwicklung
geplant
In zahlreichen Gesprächen hat es eine
breite Zustimmung zu diesem Modell
gegeben. Über den Erfolg entscheidet
vor allem die Mitwirkung der Gebiets-
körperschaftenundGrundeigentümer.
In jedem Fall handelt es um kein end-
gültiges Modell, das Landschaftskonto
soll aufbauend auf den Erfahrungen
schrittweise verbessert werden.

Stadt Umland Management
Wien – Niederösterreich:
Mehr Effizienz bei der Umsetzung regionaler Grünraumkonzepte

Informationen

Stadt Umland Management
Wien - Niederösterreich
www.stadt-umland.at

Blick auf Wien. Mit dem Landschaftskonto soll die bei großen Bauvorhaben
nötigen Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen bestmöglich koordiniert werden.

k o m m u n a l i n f o
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Der „Kinderbetreuungspreis“ derheuer
bereits zum sechsten Mal ausge-
schriebenwird, richtet sich,demMehr-
bedarf entsprechend, an bedarfsge-
rechte bzw. zusätzlich angebotene
Kinderbetreuungsplätze, erweiterte
bzw. flexible Öffnungszeiten und Be-
treuungsmodellewährendderSommer-
ferien.
DadieAnforderungenvonFamilie und
Beruf sehr hoch sind, erleben berufstä-
tige Mütter und Väter häufig wie
schwierig es ist, Kinderbetreuung –
gerade auch während der Ferien –
optimal zu organisieren. Daher soll
dieserWettbewerbdieErweiterungdes
Angebotes an Kinderbetreuung
währendderFerienzeitenösterreichweit
anregen.DiebestenModelle für zusätz-
liche bedarfsgerechte Kinderbetreu-
ungsangebotewerdenmitPreisgeldern
in Gesamthöhe von 22.000 Euro
prämiert.

Einreichen können österreichweit alle
öffentlichen und privaten Kinderbe-
treuungseinrichtungen, wie z. B.: ge-
meinnützige Vereine, gemeinnützige
Elterninitiativen, sonstige gemeinnüt-
zige Einrichtungen, sowie Gemeinde-
oder Landeskindergärten und Unter-
nehmen.
Eingereichtwerdenkönnenbedarfsge-
rechte, flexible Kinderbetreuungspro-
jekte, dienachweislichzusätzlichzuden
bestehendenBetreuungszeitenein flexi-
bles Kinderbetreuungsangebot wäh-
rendder Sommerferien2011 anbieten.
Einsendeschluss ist der 26.4.2011

Kinderbetreuungspreis 2011

Bedarfsgerechte und
flexible Kinderbetreuung

Informationen

Mag. Johanna Czech
Tel.: 01/218 50 70
johanna.czech@familieundberuf.at
www.familieundberuf.at

Gerald Kien-
astberger ist
Leiter der Ab-
teilung Bau-
undRaumord-
nungs rech t
des Amtes der
NÖ Landesre-
gierung und
Vertreter des
Landes Nie-
derösterreich

inderGeneralversammlungdesÖster-
reichischen Instituts für Bautechnik.
Sein Buch über das niederösterrei-
chische Baurecht beinhaltet den aktu-

ellen Gesetzestext der NÖ Bauord-
nung, insbesondereder11.Novelleund
der Übergangsbestimmung der 12.
Novelle aus 2010 samtErläuterungen,
und des NÖ Raumordnungsgesetzes.
Außerdem sind u. a. folgende für die
Praxis relevanten Nebengesetze und
Durchführungsverordnungen ent-
halten:

– NÖ Aufzugsordnung
– NÖ Kleingartengesetz
– NÖ Bautechnikverordnung
– NÖ Gebäudeenergieeffizienzver-
ordnung
– NÖ Bauübertragungsverordnung

Neues Buch:
Das NÖ Baurecht
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Gemeinden (Bürger meister, Vizebürger-
meister, Stadt- und Gemeinderäte, Orts-
vorsteher und leitende Gemeindebeamte).
Alle NÖ Abgeordneten zum National- und
Bundesrat sowie Landtag, alle Mitglieder
der Landes- und Bundesregierung und alle
Abteilungsleiter und deren Stellvertreter
beim Amt der NÖ Landesregierung. Alle
Bezirkshauptleute und deren Stellvertreter
sowie alle Fachjuristen der Bezirkshaupt-
mannschaften in NÖ. Alle Leiter und deren
Stellvertreter der Gebietsbauämter in NÖ
sowie alle Sachverständigen des Landes, der
Bezirkshauptmannschaften und der
Gebietsbauämter. Alle Bezirks- und Landes-
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(Wirtschafts-, Landwirtschafts- und Arbei-
terkammer) sowie alle Abteilungsleiter
von Landesgesellschaften.  Alle Funktionäre
und Geschäftsführer von in NÖ relevanten
Verbänden, Organisationen und Institu-
tionen.
Dieses „Fachjournal für Kommunalpolitik“
erreicht alle für die Kommunalpolitik
wichtigen Meinungsträger im größten
österreichischen Bundesland.
Namentlich gezeichnete Artikel geben die
Meinung der jeweiligen Autoren wieder
und liegen in deren alleiniger Verantwor-
tung. Persönlich gezeichnete Berichte
müssen sich daher nicht mit der  Auf -
fassung des Herausgebers oder Medien-
inhabers decken. 
Mit „E.E.“ gezeichnete Artikel sind bezahlte
Informationen.
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Zahlreiche Gemeinden profi tieren bereits von unserer sauberen Energie aus 100 % Wasser-

kraft. Auch Sie könnten bald zu ihnen gehören. Informieren Sie sich jetzt über unsere 

günstigen Tarife, das energiesparende Lichtservice und unsere umfangreichen Dienstleis-

tungen auf www.wienenergie.at oder bei einem unserer Berater unter (01) 977 00-38171.

Für über 80 Gemeinden rund um 
Wien erfolgreich unterwegs:
Die Gemeindebetreuer von Wien Energie.

329054_WE_Gemeindesujet_NoeGemeinde_210x297_WC.indd   1 21.03.2011   10:54:45 Uhr


